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In der Anlage legt das Diakonische Werk evangelischer Kirchen in Niedersachsen e.V. den 

Landessynoden der Evangelisch-lutherischen Landeskirchen Braunschweig und Hannovers 

den zweiten Tätigkeitsbericht vor.  

 

Dieser Bericht gibt einen Überblick über die Aufgaben und Themen der letzten Jahre sowie 

einen Ausblick auf die Herausforderungen der kommenden Zeit.  

 

Wir überreichen Ihnen diesen Bericht zur Kenntnisnahme und Information.  

Mit Ihnen gemeinsam wollen wir für die Menschen in Niedersachsen diakonische Arbeit 

nachhaltig und zukunftsfähig gestalten und Stimme derer sein, die im öffentlichen Raum 

keine Stimme mehr haben.  

 

Für Ihre Verbundenheit und Ihre Unterstützung danken wir Ihnen. 

 

 

 

Lenke 
Vorstandssprecher 
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Zweiter Synodenbericht 2024 des Diakonischen Werks 

evangelischer Kirchen in Niedersachsen e.V. 

Hiermit erstattet das Diakonische Werk evangelischer Kirchen in Niedersachsen e.V. (nachstehend: 

DWiN) zum zweiten Mal den Synoden der Ev.-luth. Landeskirchen in Braunschweig und Hannovers 

Bericht.  

Die Diakonischen Werke der Evangelisch-Lutherischen Landeskirchen in Braunschweig und Hannover 

sind zum 01.01.2014 im DWiN aufgegangen. Seit dem 01.01.2024 gilt dies für das Diakonische Werk 

der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Schaumburg- Lippe. Das Diakonische Werk der Evange-

lisch-reformierten Kirche ermöglicht seinen Mitgliedern eine Doppelmitgliedschaft. Das Diakonische 

Werk der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Oldenburg hat dem DWiN die Wahrnehmung der 

spitzenverbandlichen Funktion übertragen.  

Die Bündelung der Aufgaben und Mittel hat die Arbeit des DWiN gestärkt. Das DWiN ist satzungsge-

mäß Werk der Kirche, Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege und Mitgliederverband. Diese un-

terschiedlichen Akzentuierungen erfordern von allen Mitarbeitenden eine bewusste Wahrnehmung, in 

welcher Funktion sie gerade tätig sind. Diese drei Existenzformen des DWiN müssen gut ausbalan-

ciert sein. Dann entfalten sie ihre segensreiche Kraft. Wir sind nicht nur ein diakonischer Unterneh-

mensverband, sondern vertreten auch sozialpolitische Positionen, die nicht unmittelbar in unternehme-

risches Handeln münden. Wir sehen nicht nur die Interessen der Unternehmen, sondern auch die der 

Menschen, für die sie da sind – und die sind nicht automatisch identisch. Im Konzert der vielen Stim-

men in der Sozialpolitik sind wir vernehmbar und profiliert, argumentieren sachlich und sind Freunde 

guter und fairer Kompromisse. Wir sind Anwalt derer, die oft keine Lobby haben und am Rande der 

Gesellschaft stehen. Wir stehen für eine Diakonie, deren tägliche Arbeit ein Qualitätsversprechen ist. 

Wir wissen um wirtschaftliche Zwänge, versuchen aber in unserem Handeln in den unterschiedlichen 

Hilfefeldern die Bedürfnisse der Menschen, um deretwillen es diakonische Arbeit gibt, ins Zentrum zu 

stellen. Den Dreiklang von Fachlichkeit, Wirtschaftlichkeit und diakonischem Profil bringen wir im All-

tag zum Klingen. Wir stehen für hohe fachliche Standards und legen Wert auf Aus-, Fort- und Weiter-

bildung. Mitarbeitende finden in der Diakonie einen Ort, der ihnen Perspektive und Entwicklungsmög-

lichkeiten bietet. Diakonie nutzt und hilft den Menschen, die bei uns Unterstützung suchen.  
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Einleitung 

Gerne berichten wir, dass Diakonische Werke evangelischer Kirche in Niedersachsen, den Synoden 

der Landeskirchen Hannovers und Braunschweig. Wir tun dies in einer schwierigen Zeit.  

Die zahlreichen Krisen der letzten Jahre haben tiefe Spuren sowohl in unserer Gesellschaft als auch 

in den Haushalten der unterschiedlichen Ebenen hinterlassen. Manches zeigt sich erst mit zeitlicher 

Verzögerung. Es ist zu beobachten, dass Diskussionen heute oft unversöhnlicher geführt werden, als 

dies vor der COVID-19 Pandemie denkbar war. Tief gespalten präsentiert sich die Gesellschaft unse-

rer Tage. Das zeigen auch die diesjährigen Wahlergebnisse bei Europa- und Landtagswahlen. Popu-

listische Parteien und ihre Positionen sind mittlerweile medial stark präsent. Die Wahlergebnisse stel-

len die Parteien vor grundlegende Probleme bei der Regierungsbildung und zwingen zu erheblichen 

Kompromissen, die manchmal mit dem politischen Programm kollidieren. Wir befürchten, dass das zu 

Enttäuschungen und weiterer Politikverdrossenheit führt. Das gesellschaftliche Klima in unserem Land 

hat sich spürbar verändert. 

Das verändert sowohl die Arbeit der diakonischen Träger vor Ort als auch unsere Arbeit als Landes-

verband. Wir beobachten, dass Mitarbeitende, die seit vielen Jahren gerne und erfolgreich in der Dia-

konie arbeiten, sich zum Teil mittlerweile scheuen, im Bekanntenkreis von ihrer Arbeit zu berichten. Zu 

groß ist die Sorge, dass das Engagement für Menschen mit Flucht- oder Migrationserfahrung auf Ab-

lehnung stößt, weil man diese Menschen eben nicht hier haben will und darum Unterstützung ablehnt. 

Wir nehmen ein Klima wahr, in dem sich Menschen, die anders aussehen, anders glauben und auch 

anders leben als die Mehrheitsgesellschaft, sich zunehmend unwohl und unerwünscht fühlen. Viele 

diakonische Träger haben sich in den letzten Jahren im Blick auf die Diversität enorm weiterentwickelt. 

Das ist gut so, denn die Menschen, um derentwillen es Diakonie gibt, sind ebenso vielfältig. Letztlich 

führt es aber dazu, dass sich viele Mitarbeitenden fragen, ob sie in Deutschland noch richtig und will-

kommen sind. Das ist besonders bitter, wenn diese Menschen in Deutschland geboren, sozialisiert 

und ausgebildet wurden. Wo soll dann ihre „Heimat“ sein, wenn es nicht ihr Geburtsland ist?  

Zugegeben: Die Diversität in der Mitarbeiterschaft diakonischer Träger ist auch das Ergebnis eines 

sich seit Jahren verstärkende Fachkräftemangels. Inzwischen sollten wir besser von einem Arbeits-

kräftemangel sprechen. Es ist völlig offensichtlich, dass sich dieser Mangel in den nächsten Jahren 

erheblich verschärfen wird. Wir sind auf Zuwanderung in unseren Arbeitsmarkt angewiesen, um un-

sere Angebote aufrecht erhalten zu können. Im Moment fehlt uns die Fantasie, wie dieser Realität bei 

dem aktuellen Klima und den vorherrschenden Vorurteilen Rechnung getragen werden kann. 

Wir haben im Rahmen der Landtagswahlkämpfe in den ostdeutschen Bundesländern Positionen ge-

hört und gelesen, die ähnliche Zuspitzungen bei der Arbeit in der Eingliederungshilfe vermuten lassen. 

Wir sehen mit Bestürzung, dass es nicht um eine angemessene Umsetzung des Bundesteilhabege-

setzes geht, sondern um eine möglichst günstige Unterbringung und Versorgung von Menschen mit 

Behinderungen. Wir fürchten, dass solche Parolen auf eine schiefe Ebene führen, die schon einmal in 

der „Vernichtung lebensunwerten Lebens“ endete. Gleiches gilt für das Verächtlichmachen von Men-

schen, die aus welchen Gründen auch immer, auf Sozialleistungen angewiesen sind. Das ist Populis-

mus, der die Gesellschaft spaltet und Menschen gegeneinander ausspielt und aufbringt.  

In der Altenhilfe stellen wir fest, dass die positive Entwicklung der Vergütung der Pflegekräfte zu er-

heblichen Preissteigerungen sowohl im ambulanten als auch im stationären Setting geführt hat und 

weiterhin führen wird. Pflegebedürftigkeit ist aufgrund der Preis- und Lohnsteigerungen in den letzten 

Jahren auch immer mehr zu einem eklatanten Armutsrisiko geworden. Trotzdem begrüßen wir, dass 

das jahrelange Ringen um eine sachgerechte Bezahlung der Tätigkeit in der Pflege endlich Früchte 

getragen hat und das Tariftreuegesetz auch private Träger zu einer besseren Vergütung zwingt. Wir 

wollen einen Wettbewerb um Qualität und Zuwendung, nicht aber um die Vergütung auf Kosten der 

Pflegekräfte – der allerdings ohnehin deutlich erschwert wurde, da auch hier Fachkräfte fehlen. Zu-

gleich sehen wir, dass seit mehreren Legislaturen die politische Kraft fehlt, den Preissteigerungen mit 

einer angemessenen Reaktion seitens des Bundesgesetzgebers durch eine Reform der Pflegeversi-

cherung zu begegnen. Auch auf Landesebene werden die zugegebenermaßen sehr eingeschränkten 
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Möglichkeiten, die zu einer Entlastung führen könnten, kaum genutzt. Eine Investitionskostenförde-

rung würde aber helfen. So explodieren die Preise für stationäre und ambulante Pflege – und viele 

alte Menschen geraten, benötigen sie denn Pflege in einer stationären Einrichtung, in kürzester Zeit in 

der „Hilfe zur Pflege“. Alternativ nehmen sie im ambulanten Setting immer weniger Leistungen in An-

spruch bis hin zu einer chronischen Unterversorgung. Wir haben zunehmend Zweifel, dass in der 

nächsten Legislatur ein Anlauf für eine grundlegende Reform genommen wird. 

Ein großer Schatz für Kirche und Diakonie sind die Kindertagesstätten. Wir als Diakonie in Nieder-

sachsen wollen die Kindertagesstätten als Ort frühkindlicher Bildung erhalten. Wir brauchen gut aus-

gebildete Fachkräfte, die gerade Kindern aus bildungsfernen Familien einen guten Start in eine Bil-

dungskarriere ermöglichen. Ein reines Betreuungsangebot greift deutlich zu kurz. Wie in vielen ande-

ren Hilfefeldern werden wir einen breiteren Personalmix brauchen, Menschen mit unterschiedlichen 

Qualifikationen und unterschiedlichen Qualifikationsniveaus werden in den Kindertagesstätten arbei-

ten. Das wird Kitas verändern. Die Anforderungen an die Fachkräfte steigen. Wer, wenn nicht sie, soll 

denn sicherstellen, dass das Wohl des Kindes keine billige Worthülse ist? Auch das wird es nicht um-

sonst geben. Leitungs- und Freistellungszeiten müssen angepasst werden. Eine Investition in die Zu-

kunft! 

Regelrecht zynisch ist es, wenn nun die Mittel für die Bundesagentur gekürzt werden und in der Folge 

die Arbeitsmarkt-integrierenden Maßnahmen unter die Räder kommen. Das betrifft in unserer Region 

einige Jugendwerkstätten: Aufgrund der gekürzten Mittel kaufen die Jobcenter keine oder deutlich we-

niger Leistungen bei den Jugendwerkstätten ein. Wir befürchten, dass einigen finanziell die Luft aus-

gehen wird und sie ihre Angebote einschränken und gar ganz schließen müssen. Allerdings gibt es 

wenig andere Angebote für junge Menschen mit einer schwierigen Schulbiografie und ohne echte Per-

spektive auf dem ersten Arbeitsmarkt. Diese Menschen sind aber da – und wir können es uns weder 

wirtschaftlich noch ob des Fachkräftemangels leisten, diese am Beginn ihres Berufslebens quasi aus-

zusortieren.  

Natürlich nehmen wir wahr, dass die Haushalte auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene ausge-

sprochen angespannt sind. Zugleich sind wir der festen Überzeugung, dass es eine Aufgabe des 

Staates ist, soziale Risiken abzufedern und auch die nach wie vor erschreckend ungleichen Startbe-

dingungen wenigstens etwas zu nivellieren. Wir haben keine Angst vor einer Prioritätendiskussion; im 

Gegenteil: Im kommenden Bundestagswahlkampf werden wir deutlich fragen, was dieser Gesellschaft 

ein funktionierender Sozialstaat wert ist und wie gefährdetes und beschädigtes Leben in Krankheit, 

Alter oder Armut aussehen soll. 

Die diakonische Arbeit ist in den letzten Jahren deutlich selbstbewusster geworden. Wir haben gelernt, 

dass soziale Leistungen in Kindertagesstätte oder Pflege natürlich Geld kosten, aber die Basis für 

eine starke Wirtschaft sind. Ohne funktionierende Kinderbetreuung oder die verlässliche Pflege von 

Eltern ist die Vereinbarkeit von Familie und Beruf eine Illusion. Und diese Vereinbarkeit ist in Zeiten 

des Arbeitskraftmangels existentiell für die Wirtschaft. Wir sind sehr froh, mit den Unternehmerverbän-

den Niedersachsen (UVN) einen Partner zu haben, der diese eigentlich schlichte Feststellung in Nie-

dersachsen realisiert und auch im Bundeskontext thematisiert.  

Die krisenhaften Entwicklungen der letzten Jahre haben zu einem steigenden Beratungsbedarf in den 

unterschiedlichen Beratungssettings geführt. Wie gut, dass die Diakonie vor Ort ein verlässlicher An-

sprechpartner ist und die diakonischen Werke vor Ort mit kompetenten Mitarbeiter*innen Unterstüt-

zung und Hilfe anbieten. Wir sind sehr froh, dass viele Kirchenkreise und Probsteien diakonische Ar-

beit weiterhin ermöglichen, auch wenn die finanziellen Spielräume kirchlicherseits enger geworden 

sind. In der Verfassung der Landeskirche Hannovers steht lapidar, dass die Diakonie am Verkündi-

gungsauftrag der Kirche Anteil hat, also Diakonie Kirche ist. Dieser Satz muss im kirchlichen Alltag im-

mer wieder neu durchbuchstabiert werden, auch und gerade in der Mittelverteilung. Wo gute diakoni-

sche Arbeit gemacht wird, wird durch das Tun des Guten das Evangelium von der Menschenliebe 

Gottes verkündet. 

Wir möchten die Gelegenheit nutzen und Ihnen, den Synoden unserer Trägerkirchen für Ihr Vertrauen 

und Ihre Unterstützung danken. Sie ermöglichen ein starkes Diakonisches Werk evangelischer 
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Kirchen in Niedersachsen im Konzert der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 

(LAG FW) und im politischen Raum. Sie geben uns Mittel, um die Arbeit vor Ort zu fördern und zu un-

terstützen. Gut angelegtes Geld – denn häufig werden mit diesem Geld Drittmittel in erheblichem Um-

fang eingeworben. Danke, dass sie dies ermöglichen. 

Wir stellen uns im DWiN den großen Herausforderungen ohne nennenswerten Personalaufwuchs. Wir 

sind sehr dankbar, dass die Mitarbeitenden sich mit großem Engagement einbringen und sich für gute 

Bedingungen für die diakonische Arbeit und damit für gute Lebensbedingungen in Niedersachsen ein-

setzen. Das ausgeprägte Kostenbewusstsein bildet sich in der Leitung des DWiN ab. Nach dem Aus-

scheiden von Frau Hirschler als Vorstandsmitglied hat sich der Vorstand entschieden, dem Aufsichts-

rat eine Verkleinerung des Vorstands auf zwei Personen vorzuschlagen. Aktuell wird das DWiN von 

Oberlandeskirchenrat Hans-Joachim Lenke als Vorstandssprecher und Frau Marion Timm als juristi-

sche Vorständin geleitet. Die Neuordnung der Bereiche finden Sie im Anhang. Wir sind damit zu-

kunftsfähig aufgestellt. 

Nachstehend nehmen die Bereichsleitungen aus dem DWiN sie mit in die konkreten Aufgaben und 

Herausforderungen in den unterschiedlichen Hilfefeldern. Sie sehen: Da ist viel los. Gemeinsam sind 

wir auf dem Weg und wollen Wege finden und gehen, die diese Gesellschaft zusammenhalten und 

alle Menschen einen guten Ort zum Leben finden lassen. Da sind dicke Bretter zu bohren, gerade in 

diesen schwierigen Zeiten. Aber wir sind nach wie vor davon überzeugt, dass es dem Auftrag Christi 

entspricht, denen Hilfe anzubieten, die sie brauchen. Und: Dieses Tun ist mit großen Verheißungen 

verbunden! 
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Wie stellt sich die soziale Lage für gemeinnützige Einrich-

tungen und Dienste in Niedersachsen dar?  

Pflege 

Für den Bereich Pflege und Gesundheit im DWiN bieten mit Stand 2024 unsere Mitglieder pflegeri-

sche Dienste in 143 ambulanten Pflegediensten, 156 Einrichtungen der vollstationären Langzeitpflege 

mit ca. 13.000 Plätzen, 88 teilstationären Pflegeeinrichtungen (Tagespflege) mit ca. 1.200 Plätzen, 15 

Krankenhäusern und 10 stationären Hospizen an. 

An diesen Versorgungsbereichen orientiert sich die fachliche Ausrichtung der zuständigen Refe-

rent*innen, darüber hinaus gibt es mehrere Querschnittsthemen.  

Ambulante Pflege und Vergütungsverhandlungen mit den Kostenträgern 

In Niedersachsen werden 75% der Pflegebedürftigen in der eigenen Häuslichkeit versorgt. Ein Drittel 

dieser Personengruppe wird durch ambulante Pflegedienste versorgt, zwei Drittel ausschließlich durch 

Zu- und Angehörige. Die Diakoniestationen vor Ort sind präsent und leisten Unterstützung, wenn ein 

Mensch Hilfestellungen benötigt. Dabei haben die Pflegedienste der Diakonie in den letzten Jahren ihr 

Aufgabenspektrum erweitert und den Bedürfnislagen der Familien angepasst. Dazu gehört die Versor-

gung schwerstkranker und sterbender Menschen im Rahmen der spezialisierten Palliativpflege, die 

psychiatrische Pflege und die Versorgung schwerstkranker Kinder.  

Mittel aus dem Niedersächsischen Gesetz zur Förderung der Freien Wohlfahrtspflege (NWohlfFöG) 

unterstützen hier die Vernetzung der Einrichtungen, die Erweiterung des Fachwissens und die Anpas-

sung der Angebotsstruktur in der ambulanten Pflege. Sie tragen dazu bei, die Diakoniestationen auf 

zukünftige Entwicklungen qualitativ gut vorzubereiten und den Beruf attraktiv zu halten.   

Die Beratung pflegender Angehöriger und ihrer Versorgungsnetzwerke (informelle Pflege) und die Er-

probung und Etablierung neuer Wohnformen, wie z.B. in Pflegewohngemeinschaften verlangen eine 

deutlich erhöhte, stets aktualisierte Beratungskompetenz der ambulanten Einrichtungen.  

Die Schnittstelle von der Eingliederungshilfe zur klassischen Pflege gewinnt stark an Bedeutung. Die 

Altersstruktur in etlichen Einrichtungen bedingt einen deutlichen Anstieg des Pflegebedarfs, der auf-

grund mangelnder Erfahrung im Umgang mit Menschen mit erheblichen Behinderungen nicht einfach 

extern gedeckt werden kann. Hier ist Aufbauarbeit zu leisten, sowohl bei den Kostenträgern als auch 

bei den Leistungsanbietern.   

Die Rahmenvertragsverhandlungen in der Pflege (SGB XI) und der häuslichen Krankenpflege (SGB 

V) haben geruht. Die neue Rahmenvereinbarung zur Häuslichen Krankenpflege ist nach einem 

Schiedsverfahren zum 1. September 2023 in Kraft getreten. Im Schiedsverfahren wurde ein Schieds-

spruch getroffen, der die „Dokumentation der Endzeit der Leistungserbringung“ regeln sollte. 

Da sich nach dem Schiedsspruch aus 2022 die Bundesrahmenempfehlung zum 1.Februar 2024 geän-

dert hat, konnte gemeinsam mit den Kostenträgern hier eine Einigung erzielt werden, dass die Erfas-

sung des Einsatzendes in Echtzeit durch die Pflegedienste nicht umzusetzen ist. 

Die kollektive Vergütungsverhandlung des letzten Jahres hat zu einem bedingt zufriedenstellenden 

Ergebnis geführt. Eine auskömmliche Finanzierung von ambulanten Leistungen, die unter tariflichen 

Bedingungen erbracht werden, ist weiterhin ein gemeinsames Thema mit den Kostenträgern. Dies gilt 

für beide Leistungsbereiche der ambulanten Versorgung, dem SGB V – Erbringung von behandlungs-

pflegerischen Leistungen sowie dem SGB XI – Erbringung von pflegerischen Leistungen. Im Jahr 

2022 konnte gemeinsam mit den Kostenträgern ein neues Refinanzierungsmodell für die ambulante 

Pflege im Bereich des SGB XI vereinbart werden. Das neue Refinanzierungsmodell (Personalkosten-

zentriertes Modell) für die ambulante Pflege zieht die reale Höhe der Personalkosten eines Dienstes 

unmittelbar zur Bemessung der Vergütungen heran.  
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Es sieht gestaffelte Punktwerte und Wegepauschalen je nach Höhe der tatsächlichen Personalkosten 

vor. Die Pflegekassen und die Mehrzahl der Anbieter haben sich auf das Modell einigen können. Eine 

erste Anwendung hat im Jahr 2022 stattgefunden und deutliche Steigerungen hervorgebracht. Eine 

Übergangsvereinbarung konnte im Jahr 2023 erreicht werden. In diesem Jahr finden gemeinsame Ge-

spräche statt, um ein Personalkostenzentriertes Modell (PKM) auch für den Leistungsbereich des 

SGB V zu entwickeln. 

Tagespflege  

Seit Einführung eines eigenen Budgets für die Tagespflege hat die Diakonie niedersachsenweit ein 

breites Netz an Angeboten aufgebaut und die Platzzahlen aufgrund der stetig steigenden Nachfrage 

stark erhöht. Das DWiN leistet hier neben der fachlichen Unterstützung beim Aufbau der Konzepte 

auch sehr erfolgreich Unterstützung bei der Beantragung von Landes- und Bundesfördermitteln. Die 

Tagespflegen der Diakonie leisten einen wichtigen Beitrag, um Vereinsamung alleinstehender Men-

schen mit Unterstützungsbedarf entgegenzuwirken, Mobilität zu erhalten und Pflegebedürftigkeit zu 

minimieren. Mit Blick auf pflegende An- und Zugehörige bietet die Tagespflege ein wichtiges Entlas-

tungsangebot, um einer möglichen Be- und Entlastung der An- und Zugehörigen entgegenzuwirken. 

Dieses Angebot hat sich inzwischen zu einem festen Bestandteil der Versorgung pflegebedürftiger 

Menschen in der eigenen Häuslichkeit entwickelt.  

Kurzzeitpflege 

Im Landespflegebericht 2020 wurde deutlich festgestellt, dass es kein flächendeckendes Angebot zur 

Kurzzeitpflege gibt. Entgegen den Entwicklungen in anderen Bundesländern wurde für Niedersachsen 

sogar ein Rückgang von solitärer Kurzzeitpflege beobachtet. Solitäre Kurzzeitpflege ist aufwendig, 

fachlich herausfordernder und personalintensiver. Eine mangelnde Refinanzierung lässt den Trägern 

keine Möglichkeit einer wirtschaftlich tragfähigen Umsetzung.  

Zur Kurzzeitpflege wurde im März 2023 eine Bundesrahmenempfehlung veröffentlicht. Anfang des 

Jahres 2024 hat sich die Pflegesatzkommission in Niedersachsen mit der dringlichen Problematik der 

fehlenden Kurzzeitpflegeplätze auseinandergesetzt. Zum 1. März 2024 trat eine Empfehlung der Pfle-

gesatzkommission zur Sicherstellung einer wirtschaftlich tragfähigen Vergütung in der Kurzzeitpflege 

in Bezug auf fixe und flexible Kurzzeitpflegeplätze in Kraft.  

Stationäre Pflege 

Die Finanzierungsbedingungen haben sich in den letzten Pflegesatzverhandlungen verbessert, da die 

Tarifsteigerungen überwiegend anerkannt werden.  

Der Marktanteil an Pflegeeinrichtungen der Diakonie ist rückläufig, da die Plätze insgesamt steigen, 

allerdings nicht durch diakonische Anbieter. Angebote zu neuen Wohnformen mit Quartiersorientie-

rung werden weiterentwickelt. In den bestehenden Einrichtungen konnte die Wohnqualität wie Barrie-

refreiheit und vermehrt Einzelzimmer-Angebote durch Ersatzbauten und Sanierungen verbessert wer-

den. 

Aufgrund von unterschiedlichen Situationen in den Einrichtungen, wie beispielsweise Personalmangel 

durch längere Krankheitsausfälle oder auch ein längeres Freibleiben von Stellen, die nicht rasch nach-

besetzt werden können, kommt es immer häufiger zu Belegungseinbrüchen. Ein Belegungsstopp 

kann einerseits durch die Einrichtung selbst erfolgen oder auch ein durch die Heimaufsicht verordne-

ten Belegungsstopp von stationären Plätzen ausgesprochen werden. In einer Empfehlung der Pflege-

satzkommission vom 22. November 2023 besteht nun die Möglichkeit, eine einrichtungsindividuelle 

Auslastungsquote in einer Bandbreite von 90 bis 98% mit den Kostenträgern zu vereinbaren.  

Offene Altenhilfe (Querschnittsthema zum Bereich Beratung und Gemeinwesen) 

In diesem Bereich werden Themen, wie beispielsweise Rehabilitation vor Pflege oder präventive Bera-

tungen und Handlungsansätze zur Vermeidung von Pflegebedürftigkeit bearbeitet. Ebenso sind wich-

tige Themenfelder die Mobilität im ländlichen Raum und Modelle zu Quartiersprojekten oder auch der 

am Sozialraum orientierte Versorgungsansatz.  

Verschiedene Gesetzgebungsverfahren konnten bisher nicht durchdringend die Praxisfelder 
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erreichen. Einzelne Modellprojekte dienen als Best-Practice Beispiele für einen weiterführenden Hand-

lungsansatz. Eine verlässliche Finanzierung über Projektzeiträume hinaus fehlt derzeit allerdings 

noch. 

Krankenhaus 

Auf Bundesebene ist ein großes Reformvorhaben zur Krankenhausversorgung auf den Weg gebracht 

worden. Das Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) ist ein Gesetz zur Verbesse-

rung der Versorgungsqualität im Krankenhaus und zur Reform der Vergütungsstruktur in Deutschland. 

Es zielt darauf ab, die Kliniklandschaft zu reformieren, indem wenig ausgelastete Krankenhäuser ge-

schlossen beziehungsweise zu Versorgungszentren umgewandelt werden. 

Das KHVVG enthält Regelungen zu Leistungsgruppen, Vorhaltefinanzierung, Versorgungseinheiten 

und einen Transformationsfond. Letztlich geht einerseits um die Sicherstellung von Qualität der Be-

handlung z. B. durch Mindestmengen, andererseits aber auch um die deutliche Reduktion der Zahl 

der Kliniken. 

Diese Transformation stellt freigemeinnützige Träger vor große Herausforderungen. In den letzten 

Jahren ist neben die Finanzierung des Betriebs durch Kassenleistungen und die Investitionsfinanzie-

rung durch das Land ein erheblicher Beitrag der Träger als dritte Säule der Finanzierung getreten. 

Träger freigemeinnütziger Krankenhäuser sind regelhaft dazu nicht in der Lage und haben keine kom-

munale Unterstützung. Da die Reform vermutlich erst in Jahren greifen wird, geraten die evangeli-

schen Krankenhäuser erheblich unter Druck. 

Besondere Herausforderungen 

Seit dem 01. April 2020 ist niedersachsenweit die neue generalistische Ausbildung gestartet.  

Laut der statistischen Bewertung der Ausbildungszahlen, im Landespflegebericht 2020 des Landes 

Niedersachsen vermerkt, deckt der pflegerische Nachwuchs nicht den wachsenden Bedarf an Pflege-

fachpersonal in den kommenden Jahren. Steigende Versorgungsbedarfe auf der einen Seite, ver-

mehrter Renteneintritt der Beschäftigten im Pflegebereich weisen auf ein erhebliches Problem hin. 

Zu den größten Herausforderungen gehört inzwischen die Gewinnung von Personal in allen Bereichen 

der Versorgung. Nicht nur Pflegefachkräfte werden händeringend gesucht. Auch sind geeignete Pfle-

gehilfskräfte ohne berufliche Qualifikation inzwischen kaum mehr am Arbeitsmarkt zu gewinnen.  

Von vielen diakonischen Einrichtungen sind die für attraktive Arbeitgeber zentralen Handlungsfelder 

Mitarbeitenden-Bindung und gute Arbeitsbedingungen in der Pflege bereits vor der Corona-Pandemie 

erkannt und bearbeitet worden. Gestaltung von Arbeitszeitmodellen zur besseren Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf, zuverlässige Dienstplangestaltung, Ausfallkonzepte und betriebliches Gesundheits-

management in Verbindung mit Prävention und Gefährdungsbeurteilungen seien hier beispielhaft auf-

geführt. 

Für einen Qualifikationsmix der Beschäftigten in der stationären Pflege wurden hierzu im Landesrah-

menvertrag Regelungen vereinbart. Ergänzend dazu braucht es eine Bildungsoffensive zur Qualifika-

tion von Pflegeassistenzkräften in Niedersachsen. Die Diakonie fordert hier Veränderungen der Rah-

menbedingungen, wie beispielsweise modulare und berufsbegleitende Ausbildungskonzepte sowie 

ein Konzept für eine qualitativ hochwertige Praxisanleitung, analog zur generalistischen Ausbildung 

zur Pflegefachfrau/ zum Pflegefachmann. Im Bundeskabinett wurde am 04. September ein Referen-

tenentwurf zu einer 18-monatigen Pflegeassistenzausbildung beschlossen. Der vom Bundesfamilien-

ministerium erarbeitete Entwurf soll ein eigenständiges und einheitliches Berufsprofil für die Pflegeas-

sistenzausbildung schaffen und die bisher landesrechtlich geregelten Regelungen zur Ausbildung von 

Pflegehilfskräften ablösen. Dem Bundesfamilienministerium zufolge sind das die wichtigsten Punkte: 

• Die Ausbildung soll 18 Monate in Vollzeit betragen. Auch die Ausbildung in Teilzeit soll mög-

lich sein. Sie kann bis zu 36 Monate dauern. 

• Die Ausbildung soll vergütet werden. Bisher erhielten nur etwa die Hälfte der Auszubildenden 

eine Ausbildungsvergütung. 
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• Voraussetzung für die Ausbildung soll ein Hauptschulabschluss sein. In bestimmten Fällen 

kann auch ohne Schulabschluss eine Zulassung erfolgen. 

• Die Auszubildenden sollen in ihrer Ausbildung die stationäre Langzeitpflege, die ambulante 

Langzeitpflege und stationäre Akutpflege kennenlernen. Diese drei großen Versorgungsberei-

che sind Pflichtstationen. 

Damit kann das Gesetz in den parlamentarischen Prozess gehen; ein weiterer Zeitplan liegt noch nicht 

vor. 

Eine sektorenübergreifende Versorgung in Verbindung von digitalen Versorgungsnetzwerken aus dem 

Krankenhaus in das anschließend weiterführende Versorgungssetting wurde begonnen. Dafür stehen 

Fördermittel zur Verfügung. Diese Vernetzung muss vor Ort in den regionalen Netzwerken weiterent-

wickelt werden. Es bedarf der Beteiligung verschiedener Partner vor Ort, auch die Netzwerke von Kir-

chengemeinden und weiteren kirchlichen Gremien sind als Teil einer Interprofessionalität einzubinden. 

Das kann für sozialraumorientiert arbeitende Kirchengemeinden eine echte Chance sein! 

Im Vorfeld und zur Verzögerung von Pflegebedürftigkeit stehen zentrale Themen wie präventive, reha-

bilitative und stabilisierende Maßnahmen. Es steigen weiterhin die Pflegekosten durch Ausbildung, zu-

sätzliches Personal und Tarifbindungen. Diese Kosten werden derzeit an die Menschen mit Pflege- 

und Unterstützungsbedarf weitergegeben. Eine mangelnde Finanzierung der Pflegeversicherung führt 

zu einem erheblichen Anstieg der Eigenanteile in der vollstationären Pflege. Hier besteht dringender 

Handlungsbedarf für eine mutige Pflegereform. Auch das Land Niedersachsen kann durch eine Inves-

titionskostenregelung einen Beitrag leisten, damit Menschen mit Pflegebedarf nicht auf Sozialhilfe an-

gewiesen sind. 

Zusammen mit weiteren Verbänden fordert die Diakonie weiterhin eine Begrenzung der Eigenanteile 

(Sockel-Spitze-Tausch), um die Belastung der Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf plan-

bar kalkulieren zu können. 

Handlungsansätze / politische Initiativen 

Die größte Herausforderung ist die Personalgewinnung in Verbindung mit Bestrebungen, die Perso-

nen im Beruf zu halten. Die Anreize können dabei nicht nur im Bereich der Bezahlung gesucht wer-

den. Das Aufgabenspektrum muss insbesondere für Fachkräfte vielfältig sein und Personalentwicklun-

gen im Rahmen der Berufsbiografie in den Fokus nehmen.  

Ein Ansatz die Versäulung der Sektoren zu überwinden, ist die Sozialraumorientierung. So kann eine 

Versorgungssicherheit sichergestellt werden. Unterstützungsformate werden weiterentwickelt. Dabei 

sind bereits bestehende Best-Practice Beispiele aufzugreifen.  

Die Digitalisierung und der Einsatz von Künstlicher Intelligenz ist eine Chance für die Teilhabe älterer 

Menschen sowie eine Unterstützung der Pflegekräfte in ihren Arbeitsstrukturen und eine vernetzende 

Kommunikation. Digitalisierung braucht neben der Ausstattung mit der Hardware allerdings den Aus-

bau einer stabilen Netzabdeckung auch in ländlichen Räumen und eine notwendige Kompetenzerwei-

terung aller Beschäftigten. 

Die Rahmenvertragsverhandlungen und Vergütungsverhandlungen für die ambulanten Pflegedienste 

werden weiterhin zentral bleiben. Dabei muss für die Diakonie auch der Diskurs zur Umsetzung des 

neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffes in der ambulanten Versorgung ein wichtiger Baustein sein. Eine 

Orientierung an den Ressourcen des pflegebedürftigen Menschen kollidiert erheblich mit der verrich-

tungsorientierten Vergütung von Pflegeleistungen, wie sie zurzeit üblich ist. Eine Vergütung nach Zeit-

leistung wäre ein notwendiger nächster Schritt. 

Einsatz von landeskirchlichen Mitteln 

Unter dem Label „diakonisch zukunftsfähig Herausforderungen gestalten“ werden die verschiedenen 

Bereiche und Einrichtungen miteinander vernetzt. Erprobt werden zum Beispiel, den Pflegekräften ab-

seits der wirtschaftlichen Zwänge in Krisensituationen und bei drohender Vereinsamung Zeitpuffer ein-

zuräumen, die durch die landeskirchlichen Mittel gefördert werden können. Die „Diakonische Zeit“ 
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ermöglicht - spontan oder geplant - Gespräche zur Bewältigung von Krisen anzubieten, Menschen in 

ihrer letzten Lebensphase zu begleiten oder Mitarbeitenden, z.B. durch die Teilnahme an Trauerfeiern 

eine Möglichkeit zu geben, sich über die Pflegesituation hinaus aus der Versorgung verabschieden zu 

können. Im Bereich Pflege und Gesundheit ist eine Vernetzung der Mitglieder ein wichtiger Hand-

lungsansatz, auch um innovative Ansätze weiterzuentwickeln und zum Austausch von Erfahrungswer-

ten. 

Für innovative Projekte steht Mitgliedern der Landeskirchen Hannovers und Braunschweigs ein zu-

sätzliches Angebot zur Verfügung: das ZdE-Netzwerk Pflege (Zukunftsfähige diakonische Einrichtun-

gen). Hier werden Projekte über Mitgliedsbeiträge und landeskirchliche Mittel gefördert. So wird mit 

einem geringeren Eigenanteil ermöglicht, Projekte zu erproben und Erfahrungswerte auszutauschen. 

Ziel dabei ist es, gute Projekte in ein Verbandsangebot zu überführen und allen Mitgliedern zugänglich 

zu machen. 

Beispielhafte Projekte seien hier genannt: 

• Emotionale Entlastung und Impulse zur Selbststärkung von Teams in der Pflege 

• Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen inklusive eines Maßnahmen-Workshop 

• Gute Arbeitsbedingungen in der Pflege (GAP) 

• Personalgewinnung mit digitaler Kommunikation 

Eingliederungshilfe 

Zum Stichtag 01. Januar 2022 traten in Niedersachsen zwei neue Rahmenverträge für das gesamte 

Leistungsspektrum der Eingliederungshilfe in Kraft. Insoweit konnte mit allen Vertragspartnern ein 

wichtiges Ziel erreicht werden, die Rahmenverträge gemäß den gesetzlichen Anforderungen des SGB 

IX zu schließen. Zum einen der Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX zur Erbringung von Leistungen 

der Eingliederungshilfe in Niedersachsen für erwachsene Menschen mit Behinderungen und zum an-

deren der Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX zur Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe 

in Niedersachsen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen. 

Im Anschluss daran konnten für den Bereich der ambulanten Leistungen der Eingliederungshilfe für 

erwachsene Menschen in einer Anlage zum Rahmenvertrag erstmals landeseinheitliche Standards in 

der Leistungsbeschreibung vereinbart werden. Für die angemessenen Vergütungen der Leistungen ist 

es gelungen, ein Kalkulationsschema zu einen, durch das die tatsächlichen Personalkosten einrich-

tungsindividuell vereinbart werden können. Dies war ein sehr positiver Schritt hin zu einer Anerken-

nung insbesondere kirchlicher Tarifwerke. Seit 2,5 Jahren läuft der Prozess der Umstellung aller Leis-

tungsverträge durch das Landesamt für Soziales, Jugend und Familie. Die Umstellung soll in 2024 ab-

geschlossen sein. 

Eine Anforderung, resultierend aus der SGB IX-Reform, war ebenso auf Landesebene einen Rahmen-

vertrag für Leistungen der Interdisziplinären Frühförderung zu schließen. Nach jahrelangen zähen Ver-

handlungen mit Landesvertretungen und den Krankenkassen konnte eine Leistungsbeschreibung ge-

eint werden, die Kalkulationen und Vergütungen konnten jedoch nicht standardisiert werden. 

Für die geschlossenen Rahmenverträge haben die Vertragspartner sich auf eine kontinuierliche Wei-

terarbeit und -entwicklung verständigt.  

Nach wie vor gibt es Bedarf in Arbeitsgruppen gemeinsam mit allen Bänken weitere Themen und 

Problemstellungen zu bearbeiten.  

Zum 01. Januar 2025 wird der zurzeit in Bearbeitung befindliche Stand der Rahmenverträge aktuali-

siert und in Kraft treten. 

Konfliktlagen ergeben sich derzeit aus der Forderung vieler Einrichtungen, verbändeübergreifend die 

Leistungspauschalen über die jährliche Anpassung hinaus zu erhöhen. 
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Herausforderungen  

Eine der größten Herausforderungen ist die nach wie vor im Prozess befindliche Entwicklung neuer 

Hilfebedarfsgruppen in besonderen Wohnformen und teilstationären Angeboten. Dieser Prozess ist 

herausfordernd und wesentlich für das gesamte Hilfesystem, da Veränderungen an den Vergütungs-

schemata der Leistungen unmittelbare Auswirkungen auf den Landeshaushalt wie auch auf die Refi-

nanzierungsstruktur der diakonischen Angebote haben werden. Ein systematischer Budgetaufwuchs 

ist landesseitig ausgeschlossen. Insoweit wird es um eine Neuverteilung der vorhandenen Mittel ge-

hen. Derzeit sind in der gewachsenen Struktur die Entgelte für Angebote je nach Zielgruppe sehr un-

terschiedlich. Angebote für Menschen mit seelischen Behinderungen haben die geringsten Durch-

schnittsvergütungen. 

Ziel ist zugleich die Ableitung einer Vergütung aus dem Bedarfsermittlungsverfahren herzustellen. 

Dies ist seit 2018 noch nicht erfolgt. 

Weiterhin ist das Bedarfsermittlungsverfahren mit dem „Bedarfsermittlungsinstrument Niedersachsen 

für Menschen mit Behinderung“ (BENi2) nicht flächendeckend in der Anwendung. Die landesseitigen 

Vorgaben werden nicht überall kommunal umgesetzt.  

Handlungsansätze  

Ausgehend von demographischen Entwicklungen und den sich zunehmend verändernden Kennzah-

len der Eingliederungshilfe bundesweit liegt ein Fokus der Entwicklung des Hilfesystems auf dem Aus-

bau der ambulanten Versorgung von Menschen mit Assistenzbedarf. Geeigneter Wohnraum ist hierfür 

die Grundvoraussetzung. Auch in diakonischen Einrichtungen wird dieser Trend zunehmend spürbar. 

Plätze in klassischen Wohnheimsettings älterer Bauart sind weniger gefragt bei Leistungsnehmer*in-

nen und die Anzahl potenzieller Kund*innen für Wohnheime nimmt ab. Diesen Trend durch gezielte 

verbandliche Arbeit zu flankieren und Einrichtungsträger dabei zu Unterstützung, alten Gebäudebe-

stand zukunftsfähig zu erhalten, umzunutzen oder aufzuwerten, wird für die Weiterentwicklung der Hil-

fen zentral sein. 

Der Fokus der verbandlichen Lobbyarbeit richtet sich insoweit zunehmend auf Fragen der Investitions-

förderung und der zeitgemäßen Weiterentwicklung alter Gebäudestrukturen, insbesondere auch vor 

dem Hintergrund steigender Anforderungen an Energieeffizienz, Nachhaltigkeit und barrierefreien 

Wohnstandards. In den pädagogischen Betreuungspauschalen können diese Kostenentwicklungen 

nicht mehr abgebildet werden. 

Bereits jetzt machen sich Leistungsanbieter auf den Weg, aktiv Wohnraum neu zu schaffen und be-

stimmten Zielgruppen zeitgemäßes Wohnen mit Unterstützung zu ermöglichen.  

Daneben zeigt sich als Schwerpunktthema in hohem Maße die Anerkennung kirchlicher Tarifzahlun-

gen in den Hilfesystemen. Im Leistungsspektrum des SGB IX ist dies verankert. Der zunehmende 

Kostendruck bei Kommunen und Land führt in Teilen zu Verwässerungen dieser Grundvoraussetzun-

gen für den wirtschaftlichen Betrieb diakonischer Einrichtungen. Hier ist anzusetzen, um die Konkur-

renzfähigkeit diakonischer Anbieter zu sichern. 

Kinder- und Jugendhilfe 

Im Feld der Kinder- und Jugendhilfeangebote nach SGB VIII bestehen auch in 2024 noch erhebliche 

Schwierigkeiten mit der Unterbringung und Betreuung von unbegleiteten minderjährigen geflüchteten 

Menschen. Weitere Schwerpunktthemen sind auch hier für die verbandliche Vertretung die Weiterent-

wicklung des bestehenden Rahmenvertrages und die Sicherung der Refinanzierung tariflicher Perso-

nalkosten diakonischer Anbieter. 

Herausforderungen 

Die größte Herausforderung für die verbandliche Arbeit im Bereich der Kinder und Jugendhilfe wird die 

bevorstehende SGB VIII Reform sein. Diese wird, ähnlich der SGB IX-Reform (BTHG), eine immense 
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Verwaltungsreform werden, mit dem Ziel auch Kinder und Jugendliche mit Behinderungen in den Leis-

tungsbezug des SGB VIII zu integrieren. 

Wie dies genau aussehen soll, ist zurzeit noch relativ unklar. Welche Auswirkungen sich für Einrich-

tungen und Dienste ergeben könnten ebenso. Zurzeit erwarten wir den Gesetzesentwurf, der die Re-

form ab 2028 verbindlich in die Umsetzung bringt. 

Hierauf zu reagieren und die verbandlichen Strukturen auf den voraussichtlich erhöhten Beratungsbe-

darf der Einrichtungen hin auszurichten sowie die nötigen Umsetzungsschritte in den Verhandlungen 

zu begleiten, wird die größte verbandliche Herausforderung zwischen 2025 und 2028 sein. 

Handlungsansätze 

Zurzeit wird über das Referat die Entwicklung zu den kommenden Reformschritten über die Gremien-

arbeit, die Verhandlungsgremien und die Beteiligung im Niedersächsischen Landesjugendhilfeaus-

schuss in der Übernahme des Sitzes der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen si-

chergestellt.  

Die bisherige verbandliche Ressource wird neu bewertet werden müssen, sobald die gesetzlichen 

Grundlagen für die Reform vorliegen, und absehbar ist, ob nur die behördliche Verwaltungsebene 

oder auch tatsächlich die Rahmenverträge und Leistungsangebote SGB VIII und SGB IX in hohem 

Maße Änderungen unterworfen sein werden. Hierauf gilt es dann entsprechend zu reagieren und die 

fachliche und nötige betriebswirtschaftliche Beratung und Verhandlungskompetenz des Verbandes zu 

stärken. Ein solcher Reformprozess wird erfahrungsgemäß 3-5 Jahre intensive Beratungs- und Ver-

handlungsarbeit erfordern. 

Wohnungslosenhilfe 

Seit dem 01. Januar 2022 besteht in Niedersachsen ein Rahmenvertrag als Grundlage der Hilfen nach 

§ 67ff. SGB XII, wodurch das Hilfefeld der Wohnungslosenhilfe mit stationären und ambulanten Ange-

boten in der Leistungserbringung zunehmend standardisiert wurde. Ebenfalls durch den bestehenden 

Rahmenvertrag wurden auf Landesebene Arbeitsstrukturen unter Beteiligung aller Vertragspartner*in-

nen installiert, die durch gemeinsame Abstimmungen das Hilfefeld und die bestehende Angebotsstruk-

tur weiterentwickeln. 

Das DWiN ist in diesem Prozess der Weiterentwicklung des Hilfefeldes und der Rahmenbedingungen 

für Leistungsanbieter auf mehreren Ebenen aktiv beteiligt. Die landesverbandliche Vertretung der Inte-

ressen der diakonischen Anbieter erfolgt über die Beteiligung des Referats Wohnungslosenhilfe an 

Verhandlungen, sodass das DWiN als Vertragspartner gegenüber dem Sozialministerium gestaltend 

handeln und wirksam werden kann. Diakonie und Caritas sind im Feld der Wohnungslosenhilfe in Nie-

dersachsen als kirchliche Verbände die wesentlichen Akteure im Feld. In diesem Zusammenhang stel-

len wir darüber hinaus die Geschäfte des Evangelischen Fachverbands für Wohnen und Existenzsi-

cherung e.V. sicher, der über die Mitglieder des Fachverbandsvorstandes eng in die Verhandlungspro-

zesse einbezogen wird. 

Es besteht seit dem vergangenen Jahr inhaltlich insbesondere zum Thema Barrierefreiheit in den An-

geboten eine enge Verknüpfung zur Arbeit des Landesbehindertenbeirates und der Umsetzung von 

Maßnahmen des Aktionsplans Inklusion. Hierbei wird die Bedeutung von inklusiven Lösungen für un-

terschiedliche Personengruppen besonders betont und die Verzahnung und Verknüpfung auch inner-

verbandlich ermöglicht dem DWiN eine konzentrierte Interessenvertretung seiner Mitglieder. 

Zugleich ist das DWiN durch die Trägerschaft für die Zentrale Beratungsstelle-Ost (ZBS) über die Tä-

tigkeiten und Arbeitsaufträge des Sozialministeriums an den wesentlichen Prozessen begleitend und 

beratend beteiligt. Monitoring des Hilfefeldes sowie begleitende Evaluation von Projekten sind die 

zentralen Arbeitsschwerpunkte der ZBS, die im Jahr 2024 zu ca. 3/4 über eine jährliche Landesförde-

rung refinanziert wird und zu ca. 1/3 aus Eigenmitteln des DWiN getragen ist. 

Herausforderungen   
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Die Situation am Wohnungsmarkt und auch die Vermeidung von Wohnungsverlusten stellen die 

größte, strukturelle Herausforderung für das Hilfesystem dar. Nach der Gründung einer Landeswoh-

nungsbaugesellschaft wird es nun zu beobachten bleiben, welche Effekte sich auf den landesweiten 

Wohnungsmarkt ergeben. Konkret für die diakonischen Anbieter stellen sich zunehmend Fragen, wie 

die gemeinnützigen Anbieter selbst Wohnraum für bisher wohnungslose Menschen, aber auch Men-

schen mit anderen Schwierigkeiten am Wohnungsmarkt bereitstellen können.  

Handlungsansätze  

Das Konzept Housing First, wie es in Hannover bereits von einem Träger umgesetzt wurde, zeigt bei-

spielhaft wie Anbieter nach Lösungen suchen, um erfolgreich bestimmte Personengruppen mit Woh-

nungen und damit mit einem Zugang zu einem sicheren und selbstbestimmten Leben zu unterstützen. 

Zugleich wird die verbandliche Vertretung in Landesgremien und im Kontext der Weiterentwicklung 

der Hilfeangebote sich auch zunehmend mit Fragen der Refinanzierung von Gebäudebestand und 

Auflagen der Nachhaltigkeit und Energieeffizienz befassen müssen. Die Refinanzierung der Angebote 

der 67er Hilfen wird zentral davon abhängen, ob sich für die Sozialwirtschaft hierzu tragfähige Lösun-

gen verhandeln lassen. Gleichwohl wird auch die soziale Vertretung von wohnungslosen Menschen 

stärker als bisher im Fokus stehen, da die Bundes- und Landesregierungen bemüht sind, Maßnahmen 

zu ergreifen, die Wohnungslosigkeit bis 2030 weitgehend zu reduzieren. Hierbei sozialpolitisch und 

beratend und gestaltend über die vorhandenen Gremien im Sinne der betroffenen Menschen zu agie-

ren, ist die zentrale verbandliche Aufgabe. 

Beratung und Gemeinwesenarbeit 

In den letzten Jahren standen die diakonischen Beratungsstellen vor zahlreichen Herausforderungen, 

die sich durch gesellschaftliche und wirtschaftliche Veränderungen sowie politische Entscheidungen 

verschärft haben. Spürbar wirkt sich zudem der Fachkräftemangel aus, der die Sozial-, Sucht-, 

Schuldner-, Migrations- und Familienberatung sowie die Straffälligenhilfe erheblich belastet. Der Man-

gel an qualifiziertem Personal erschwert es, offene Stellen zeitnah und adäquat zu besetzen. Die Dia-

konie reagiert darauf mit Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität sozialer Berufe, pflegt die Ko-

operation mit Ausbildungsstätten, wie den Hochschulen und fördert die Ausbildung von Sozialarbei-

ter*innen im Anerkennungsjahr in den diakonischen Beratungsstellen und Projekten. 

Die drohenden Kürzungen im Bundes- und Landeshaushalt und die damit verbundene Gefahr der Un-

terfinanzierung zentraler sozialer Dienstleistungen könnten die Belastung der Beratungsstellen weiter 

verschärfen. Kürzungen im Sozialbereich bedrohen den sozialen Frieden. Indes stärken Investitionen 

in die soziale Infrastruktur den Zusammenhalt. 

Parallel dazu hat die Zunahme sozialer Ungleichheit infolge wirtschaftlicher Krisen die Notwendigkeit 

ganzheitlicher Beratungsangebote, wie sie in den diakonischen Werken in den Kirchenkreisen ange-

boten werden, verstärkt. Steigende Lebenshaltungskosten treffen besonders Menschen mit niedrigem 

Einkommen. Aber auch auf die Mittelschicht wächst der finanzielle Druck. Die diakonischen Bera-

tungsstellen agieren hier für alle Menschen als wichtige Anlaufstellen, um Betroffene zu unterstützen 

und ihnen Wege aufzuzeigen, trotz widriger Bedingungen Stabilität zu erlangen. 

Deutlich spürbar sind die klimainduzierten Herausforderungen, die besonders benachteiligte Gesell-

schaftsschichten gesundheitlich, sozial und finanziell belasten. Sie leben nicht selten in schlecht ge-

dämmten Wohnungen, es fehlt oft an Geld für gesunde Ernährung, und den wirtschaftlichen Belastun-

gen aufgrund steigender Energiepreise haben sie kaum etwas entgegenzusetzen. Hier sind die Bera-

tungsstellen gefragt, Lösungsansätze, wie z.B. kostenlose Energieberatung, zu finden, die sowohl prä-

ventiv als auch akut Linderung verschaffen können. Projekte, verknüpft mit gesunden Ernährungsan-

geboten und der leider auch zunehmenden Notwendigkeit von Angeboten der Ausgabe von Lebens-

mitteln sind sinnvolle und notwendige diakonische Antworten auf diese Entwicklungen. Wir beobach-

ten mit Sorge, dass Angebote wie die Tafeln, die ursprünglich der Verschwendung von Lebensmitteln 

wehren wollten, nun zunehmend als regelhafter Bestandteil der sozialen Nothilfe  gesehen werden 

und von immer mehr Menschen angefragt werden müssen. Die adäquate Antworte des Staates ist 
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nicht der Verweis auf die Tafeln, sondern die Anpassung der Regelsätze auf ein realistisches Niveau. 

Hier läuft etwas schief in unserem Sozialstaat, wenn wir uns immer weiter weg bewegen von einem 

Recht auf soziale Teilhabe hin zu einem immer größer werdenden Almosenwesen parallel zum Staat. 

Dadurch ändert sich auch unsere Sichtweise auf Menschen, die am Rande unserer Gesellschaft ste-

hen. Sie werden degradiert: von Inhabern von Rechten zu Bittstellern und Almosenempfängern. 

Es ist beschämend, dass in einem Land wie Deutschland jedes fünfte Kind in Armut aufwächst und 

den Familien der Zugang zu Leistungen aufgrund einer aufgeblähten, hochspezialisierten und nur 

noch für Expert*innen verständlichen Bürokratie so sehr erschwert wird. 

Darum ist seit vielen Jahren immer wieder die Forderung nach der Bündelung aller Leistungen für Kin-

der in einer Kindergrundsicherung auch von uns im DWiN zu hören. Leider verliert diese Idee an Wirk-

samkeit, je länger die Auseinandersetzung im politischen Diskurs geführt wird. Langsame Fortschritte 

bei der Existenzsicherung von Kindern sind unzureichend und erfordern gezielteres Handeln seitens 

der Politik, um armutsbetroffenen Kindern und deren Familien Teilhabe zu ermöglichen. Allerdings ge-

ben auch wir zu, dass es uns um Mittel für die Kinder und weniger um den Aufbau einer neuen Be-

hörde ging. Umso wichtiger ist die Kirchenkreissozialarbeit in den Kirchenkreisen. Sie ist ein wirksa-

mes Mittel bei Kinderarmut. Sie berät Familien zu den Leistungen, die ihnen zustehen, hilft bei der An-

tragstellung und gegebenenfalls bei der Durchsetzung der bestehenden Rechtsansprüche. Aber das 

ist wieder: Reparaturbetrieb. 

Dabei haben die Mitarbeitenden nicht nur die finanziellen Nöte und Sorgen der Menschen im Blick, 

sondern nehmen sich ggf. auch der psychosozialen Problemlagen an. Sie kooperieren mit den spezia-

lisierten Beratungsangeboten. Diese helfen bei Schulden, Suchtproblemen, unterstützen beim 

Schwangerschaftskonflikt und helfen Wohnungslosigkeit oder Inhaftierung zu vermeiden. Migrations-

beratungsstellen helfen Menschen, die zu uns nach Deutschland flüchten, beim Ankommen und im 

Integrationsprozess. Sie helfen bei der Vorbereitung auf und Vermittlung von Arbeit. Besonders 

Frauen haben hier durch die Doppelbelastung von Kindererziehung und Integration in den Arbeits-

markt besondere Bedarfe. Aber auch durch sexuelle Gewalt, die sie z.B. durch Beschneidung erlitten 

haben, braucht es andere Angebote für Frauen, die wir im Rahmen von Projektangeboten an vielen 

Orten vorhalten. 

Wenn man Menschen fragt, was man für ein gutes Leben in unserem Land braucht, dann stimmen 

viele folgender Aussage zu: Eine warme Wohnung, täglich drei Mahlzeiten auf dem Tisch und ab und 

zu in den Urlaub fahren. Urlaub ist etwas, das sich gerade Familien, z.B. mit vielen Kindern oft nur 

sehr selten, bis gar nicht leisten können. Die diakonischen Beratungsstellen und da besonders die Kir-

chenkreissozialarbeit helfen hier in zweierlei Hinsicht. Zum einen beraten sie im Rahmen der Kurenbe-

ratung Mütter und Väter zu Möglichkeiten der medizinischen Reha. Damit sich diese wieder gestärkt 

den Herausforderungen der Familienarbeit stellen können. Zum anderen erfahren Familien im Rah-

men der Förderung von Familienerholung durch die Beratungsstellen Hilfe. Sie können durch die fi-

nanzielle Unterstützung an Familienfreizeiten oder individuellen Familienerholungsmaßnahmen teil-

nehmen. Die Mittel, die wir für die Familien akquirieren, können wir im Auftrag des Landes Nieder-

sachsens weitergeben und somit jedes Jahr mehr als 500 Familien eine Familienerholung ermögli-

chen. 

Wir machen uns dafür stark, dass es diese Beratungsangebote weiterhin gibt. Wir unterstützen die Be-

ratungsstellen vor Ort durch fachliche Beratung und Begleitung. Dazu zählen ein umfangreiches An-

gebot an Fortbildungen, Facharbeitskreisen und Fachveranstaltungen. Das Gewicht, das dieses Ange-

bot in unserer Wahrnehmung hat, wird auch dadurch konkret, dass wir jeden Kirchenkreis bei der Vor-

haltung dieses Angebots aus NWohlFöG-Mitteln unterstützen. 

Wir ermöglichen dadurch direkt oder indirekt, ganz konkrete Unterstützung für einzelne Menschen in 

besonderen Notlagen, die wir mit Hilfe von kirchlichen Mitteln geben können. Eine große Rolle spielt 

hier auch die Akquise und Weitergabe von staatlichen Mitteln an die Diakonischen Werke in den Kir-

chenkreisen. Zum einen zur Refinanzierung der Beratungsangebote zum anderen, damit die Bera-

tungsstellen den Menschen, die dort beraten werden, direkte und gezielte Unterstützung geben kön-

nen. Einige Beispiele: In der Schwangerschaftskonfliktberatung können Berater*innen Familien neben 
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der Unterstützung bei der Beantragung von staatlichen Hilfen zur Babyausstattung weitere Hilfen an-

bieten, wenn die staatlichen Hilfen nicht greifen oder in besonderen Notlagen nicht auskömmlich sind. 

Familien, die nach Deutschland geflüchtet sind und hier Fuß gefasst haben, können Unterstützung er-

halten, um Familienmitglieder, die eine lebensgefährliche Flucht nicht antreten konnten, nachzuholen. 

Familien, die durch die Flucht getrennt wurden, können so wieder zusammengeführt werden. 

Armut 

Die Zahl der Menschen, die von Armut betroffen sind, ist in den vergangenen Jahren kontinuierlich ge-

wachsen. Die steigenden Energie- und Lebensmittelkosten gefährden ihre Teilhabe am gesellschaftli-

chen Leben und führen zu Ausgrenzungen. Ein Leben in Würde ist jedoch ein grundlegendes Men-

schenrecht, das für alle Menschen gewährleistet sein sollte. Eine funktionierende Demokratie erfordert 

daher die tatsächliche Teilhabe aller ihrer Bürger*innen. Der gesellschaftliche Zusammenhalt basiert 

im Wesentlichen auf dem Prinzip der Solidarität und der gegenseitigen Unterstützung. Diakonie und 

Kirche haben sich klar positioniert und nehmen die Rolle von Fürsprecher*innen für Menschen mit Ar-

mutserfahrungen ein. Durch Beratungsangebote und Projekte engagieren sie sich aktiv gegen Aus-

grenzung und Armut, um die gesellschaftliche Teilhabe dieser Menschen zu stärken. Dies trägt dazu 

bei, dass Vulnerabilität nicht automatisch zu Ausgrenzung führt, sondern vielmehr dazu beträgt, dass 

die Stimmen der Benachteiligten gehört und ihre Bedürfnisse wahrgenommen werden. Im Folgenden 

zeigen wir auf, was im Berichtszeitraum in den Arbeitsfeldern der Beratungsarbeit die Themen- und 

Arbeitsschwerpunkte waren, um Menschen in Armutslagen und sozial schwierigen Situationen zu un-

terstützen. 

Bildungsort Kindertagesstätte 

Nach dem Ende der Pandemie wurde erwartet, dass Kinder wieder regelmäßig die Kindertagesstätten 

besuchen können. Doch sind bis heute die gewohnten Besuchsregelmäßigkeiten und Routinen vieler-

orts nicht vollständig wiederhergestellt. Ein Fachkräftemangel an Pädagog*innen hat zu einer Kita-

Krise geführt. Der Belastungsfaktor einer eingeschränkten und wenig verlässlichen Betreuung blieb für 

kleine Kinder und die ganze Familie bestehen. So reißen organisatorische und psychosoziale Heraus-

forderungen für Familien und Mitarbeitende in Kindertagesstätten nicht ab. Die Träger versuchten im 

rechtlich gesetzten Rahmen, bestmöglich Betreuung sicherzustellen. Und sie forcierten auf unter-

schiedliche Art und Weise (auch unter Zuhilfenahme von Fortbildungen und Beratungsangeboten) ihre 

Personalgewinnung, -bindung und -entwicklung in einem in Niedersachsen zunehmend leer gefegten 

Fachkräftemarkt. 

Die Fachberatung ev. Kitas DWiN hat in Zusammenarbeit mit Geschäftsführungen und dem Referat 

52 des Landeskirchenamtes der Landeskirche Hannovers im Jahr 2022 eine umfassende Untersu-

chung zur Fachkräftesituation in Kitas der Landeskirche Hannovers durchgeführt. Die repräsentativen 

Umfrageergebnisse wurden in gemeinsamer Arbeit mit der Abteilung Kommunikation und Diakoniepo-

litik öffentlichkeitswirksam in der regionalen und landesweiten Presse eingebracht. Mit diesem Beitrag 

wurde ein deutliches und fundiertes Signal gesendet, das auf die Situation in Kindertagesstätten auf-

merksam machte. Die niedersächsische Politik reagierte positiv auf die datenbasierten Argumentatio-

nen. Und Frau Kultusministerin Julia Hamburg folgte im Frühjahr 2023 der Einladung in die Landes-

kirchliche Kita-Konferenz. Ein reger und fruchtbarer Austausch zwischen Praxis und politischer Ent-

scheidungsträgerin hat stattgefunden. 

Immer dringlicher wurde ein der Situation angepasstes niedersächsisches Kindertagesstätten Gesetz 

(alle niedersächsischen Träger von Kindertagesstätten waren sich hier einig), damit Träger mehr 

Handlungsspielräume insbesondere beim Personaleinsatz erhielten. Im Sommer 2024 wurde seitens 

der Landesregierung ein novelliertes Kindertagesstätten Gesetz und eine überarbeitete Durchfüh-

rungsverordnung veröffentlicht. Mit deutlichen Qualitätsstandardabsenkungen im Qualifikationsniveau 

wird nun (auf einige Jahre befristet) ein rechtlicher Rahmen wirksam, der sich der Notsituation an-

passt. Ob diese Maßnahmen hinreichend sein werden, um die durch Fachkräftemangel ausgelöste 

Krise abzumildern, bleibt abzuwarten. Pragmatisches Handeln zur Sicherung der Betreuung ist not-

wendig, gleichwohl ist eine Absenkung von Standards genau abzuwägen. Denn die Qualität der 
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Kindertagesstätten bleibt das zentrale Kernthema. Kindeswohlgarantien und der Bildungsauftrag für 

junge Kinder dürfen nicht infrage gestellt werden.  

Die frühen - für die Bildung eines Menschen so bedeutsamen - Lebensjahre haben prägenden Cha-

rakter. Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass Kinder aus sogenannten bildungsfernen Mili-

eus von ihrem Kita-Aufenthalt besonders profitieren, wenn sie professionell gefördert werden. Erfreu-

lich ist, dass im Haushalt der Bundesregierung die Finanzmittel für die Länder zum Kita-Qualitätsge-

setz für die nächsten zwei Jahre (2025-2026) in gleicher Höhe beschlossen sind. 

Im Berichtszeitraum wurden neben dem genannten Hauptthema an folgenden Themenschwerpunkten 

gearbeitet: 

Eine Zunahme von Verdachtsfällen bei (sexualisierter) Gewalt erforderte Unterstützung und Beratung 

bei außerordentlichen Krisenfällen der Kindeswohlgefährdung im Kontext einer Kindertagesstätte. Bei-

stand wurde und wird geleistet bei der Erstellung und dauerhaften Umsetzung von Kinderschutzkon-

zepten. Die Informationen zum Kinderschutz und Schutz vor Gewalt werden über die Qualitätssys-

teme, z.B. im QMSK®-Format auch an die Träger transportiert, die bisher kein QMSK® eingeführt ha-

ben. Fortbildungsangebote in diesem Themengebiet (auch Prävention) gehören ins Portfolio der Fach-

beratung. So wurde beispielsweise das Thema Partizipation über Qualifizierungen von Kita-Teams, 

Kita-Leitungen durch eine Arbeitshilfe und mit einer Taskcard befördert. In der Landeskirchlichen Kita-

Konferenz im Frühjahr 2024 haben Geschäftsführungen die Gelegenheit erhalten, ihr Wissen zu ver-

tiefen und bei folgenden Impulsen in den Austausch zu kommen: 1) Die Träger und das Regionale 

Landesamt für Schule und Bildung (RLSB) in der Zusammenarbeit bei Kindeswohlgefährdung: Infor-

mationen und Austausch mit Frau Antje Petersen und 2) Prävention, Intervention, Aufarbeitung: Juris-

tische Perspektiven vor dem Hintergrund der ForuM-Studienergebnisse (Forschung zur Aufarbeitung 

von sexualisierter Gewalt und anderen Missbrauchsformen in der Evangelischen Kirche und Diakonie 

Deutschland) von Herrn Dr. Jens Lehmann. Auf dem Hintergrund der ForuM-Studienergebnisse wer-

den nun aktuell die Fortbildungsformate der Fachberatung DWiN durchleuchtet und, falls erforderlich, 

modifiziert. 

Dem Thema Digitalisierung der Kindertagesstätten wird anhaltend durch Fördermittel (NWohlfFöG) für 

Projekte in Kita-Verbänden Rechnung getragen. Fortbildungsangebote in diesem Themenfeld wurden 

konzipiert, offeriert und besucht. Zusätzlich wurde ein Impuls im Kita-Fachkongress „Die Herausforde-

rung: Frühpädagogik 2040“ (mit Herrn Prof. Dr. Fthenakis) im Jahr 2023 gesetzt. In Zusammenarbeit 

mit der Landeskirche und örtlichen Datenschutzbeauftragten wird aktuell der Qualitätsprozess Daten-

schutz überarbeitet. Mit fortschreitender Digitalisierung haben Datenschutzmaßnahmen für Kinderta-

gesstätten eine hohe Relevanz. 

Im Schwerpunkt zentrale und regionale religionspädagogische Grundkurse wurden in Kooperation mit 

dem RPI in Loccum in drei Qualifizierungsdurchgängen 29 Teilnehmer*innen zu Referent*innen der 

regionalen religionspädagogischen Grundkurse qualifiziert und sechs zentrale religionspädagogische 

Kurse mit jeweils 20 Teilnehmer*innen haben stattgefunden. Die Veränderung in der Finanzierung der 

regionalen religionspädagogischen Grundkurse Ende 2023 bis Anfang 2024 hat mit anfänglichem Be-

ratungsbedarf gestartet. 

Im Bereich der praktischen Ausbildungsbegleitung (Praxis-Mentoring) wurden (mit Landesmitteln ge-

fördert) fünf Grundqualifizierungen (95 Erzieher*innen) zum*r Praxismentor*in und 29 Koordinator*in-

nen für Praxis-Mentoring qualifiziert. 

Im Themengebiet Inklusion/Integration in Kindertagesstätten wurde die Regelleistungsvereinbarung 

Integration für Kindertagesstätten verhandelt und im Jahr 2023 erfolgreich zum Abschluss gebracht. 

Im Laufe dieses Jahres wird in einer Evaluation (Hochschule Hannover, Fakultät V - Diakonie, Ge-

sundheit und Soziales) die Umsetzung überprüft. Die Langzeitfortbildung staatlich anerkannte Zu-

satzqualifikation zur heilpädagogischen Fachkraft wurde im Frühjahr 2022 mit 18 Teilnehmenden ei-

nes Kursdurchgangs und im Jahr 2024 in einem weiteren Kurs mit 18 Teilnehmenden erfolgreich ab-

geschlossen. In der zweiten Jahreshälfte 2024 wird der nächste Ausbildungsgang starten. Diese staat-

lich anerkannte Qualifizierung für Erzieher*innen ist (neben anderen einschlägigen Ausbildungen) für 
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die Betriebserlaubnis einer Kita geboten, wenn diese integrativ arbeiten (wollen). Und auch in diesem 

Feld besteht ein eklatanter Fachkräftemangel. 

Das Themenfeld des Qualitätsmanagements ist mit BETA-Auditierungen in den Jahren 2022 (noch 

pandemiebedingt) mit neun im Jahr 2023 mit 20 (und im Jahr 2024 werden es geplant wieder 20) Au-

dits umgesetzt worden. Fünf QMSK®-Seminarreihen zur Einführung von QMSK® wurden im Berichts-

zeitraum durchgeführt. Eine dreitägige QMSK®-Fortbildung für neue Kita-Leitungen und/oder stellver-

tretende Leitungen, die in ein bestehendes QMSK® einsteigen, fand jährlich statt. Die Konzipierung 

und Durchführung eines ersten Durchgangs des Seminarreihen-Formats für Kita-Leitungen, die 

QMSK® in ihrer Kita einführen und nutzen möchten, hat im Jahr 2022 stattgefunden. Der zweite 

Durchgang ist im Frühjahr 2024 gestartet. Ein weiteres Format für das Unterstützungssystem (Fach-

beratungen, QMBs) zum kollegialen Austausch und zum Auf-dem-Laufenden-Sein der regionalen 

Fachberatungen und Qualitätsbeauftragten ist wesentlicher Bestandteil des Konzepts. Vierteljährlich 

finden digitale Treffen statt. Aktuell haben 85 Prozent aller Kitas der Landeskirche Hannovers QMSK® 

eingeführt. Die Webseite QMSK® www.qmsk-diakonie.de wurde im Nutzer*innenbereich im letzten 

Jahr um hilfreiche Materialien für die Arbeit mit dem QM-System erweitert. Das Wissen in den Regio-

nen über das QM-System und seine Funktion und Handhabung bei zunehmend häufigeren Personal-

wechseln auf Führungs- und Beratungsebene zu transportieren und zu erhalten, ist eine aktuelle Her-

ausforderung. 

Im Rahmen der Trägerberatungen gab es eine verstärkte Nachfrage nach Beratung für die Kita-Trä-

gersysteme. Häufige Themen waren: Unklarheit bei Rollen und Funktionen und Aufgabenverteilung 

von Pädagogik, Betriebswirtschaft und Trägergremien. In den Jahren 2022/23 hat der erste Durch-

gang einer Tandem-Weiterbildung für pädagogische und betriebswirtschaftliche Geschäftsführungen 

(zwölf Tandems) erfolgreich stattgefunden. In 2024-2025 wird ein zweiter Durchgang starten. Eine Or-

ganisationsberatung für das Kita-System in der Landeskirche Schaumburg Lippe ist im Jahr 2023 ge-

startet. Voraussichtlich ist dieser Prozess 2025 abgeschlossen.  

Regionale Fachberatungen werden für Kindertagesstätten immer bedeutsamer. Sie sind eine wach-

sende Zielgruppe für die Fachberatung im DWiN. Eine Umfrage sollte zu ihren Beratungs- und Fortbil-

dungsbedarfen Aufschluss geben. Die Ergebnisse werden aktuell gesichtet und erste Ableitungen sind 

definiert.  

Zur Gewinnung und Bindung von Fachkräften (insbesondere Leitungen) werden diverse Einführungs-

angebote und Offerten für Interessierte zum Thema „Kita-Leitung werden, ja oder nein“ sowie ein 

neuer Kurs „Führen, Leiten, Managen“ als Langzeitqualifizierung für Kita Leitungen angeboten, der 

von 17 Teilnehmenden aktuell besucht wird. Auch Qualifizierungen von Kita-Leitungen zum Thema 

„Gesund führen“ wurden zur Personalbindung genutzt. Eine Landekirchliche Kita Konferenz widmete 

sich dem Thema „Gesundheit als Nebenwirkung von Potentialentfaltung in Arbeitsorganisationen“ (Dr. 

Klaus- Dieter Dohne), indem Geschäftsführungen Möglichkeiten der Personalbindung offeriert wurden.  

Weitere Themen, wie z.B. „Armutssensibles Handeln in der Kita“ (Podcast), „Nachhaltigkeit und Klima-

schutz in den Kitas“ (3. Durchgang einer Qualifizierung von Multiplikator*innen und umfangreiche 

Taskcard) wurden durchgeführt. 

Das Jahresprogramm wird im Jahr 2024 erstmalig ausschließlich digital (über die Homepage) und als 

QR-Code über Postkartenversand im bekannten Layout offeriert.  

Herausfordernd für Familien, Kinder und Kindertagesstätten wird weiterhin die Fachkraftsituation sein. 

Quantitative Bedarfe zu decken und gleichzeitig Qualität zu sichern, bleibt die zentrale Aufgabe der 

Frühpädagogik. Ein besonderes Augenmerk braucht die Versorgung der Familien, die einen Kitaplatz 

mit Integration benötigen. Dieser Personenkreis ist einer, neben anderen, der Gefahr läuft, bei der 

Versorgung mit Kitaplätzen Benachteiligungen zu erfahren. Das Kita-System wird sich anhaltend 

(auch unter Zuhilfenahme von Qualitätsmanagement) in Trägerstrukturen der Sicherung von Qualität 

stellen müssen. Zukünftig wird die begonnene Sensibilisierung im Themenfeld „Kindeswohlgefähr-

dung“ zu weiteren Beratungen und Maßnahmen bei Verdachtsfällen in evangelischen Kindertagesstät-

ten führen. Koordinierungen und interdisziplinäre Abstimmungsprozesse im Fallmanagement sind 
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gefordert. Für die Landeskirche Hannovers ist eine Weiterentwicklung des Trägermodells, in dem mitt-

lerweile 93,2 Prozent der Einrichtungen organisiert sind, eine wichtige Aufgabe. 

Freiwilligendienst - ein Förderer der beruflichen Orientierung in dem sozialen 

Sektor  

Zurzeit absolvieren in der Trägerschaft des DWiN ca. 750 Freiwillige ein Freiwilliges Soziales Jahr 

oder einen Bundesfreiwilligendienst. Etwa 10 Prozent sind direkt eingereiste Freiwillige, ehemalige Au-

pairs mit einem Aufenthaltstitel für den Freiwilligendienst oder Geflüchtete. 

Die Zahl der Bewerbungen ist seit drei Jahren stabil. Zu verzeichnen ist, dass die Bewerbungen aus 

dem Ausland jährlich zunehmen.   

Es ist unbestritten, dass der Freiwilligendienst ein wesentlicher Faktor ist, um Interesse an sozialen, 

pädagogischen oder pflegerischen Berufen zu wecken, zu verstärken oder auch zu überprüfen. Sie 

tragen zu einer aktiven Auseinandersetzung der Gestaltung ihrer eigenen Arbeits- und Berufsbiografie 

bei. Evaluationen zeigen uns, dass der Anteil der Freiwilligendienstleistenden, die sich im Anschluss 

eine Ausbildung oder ein Studium im Bereich ihres Freiwilligen Sozialen Jahres oder der Bundesfrei-

willigendienste entscheiden, in den vergangenen Jahren mit 60 Prozent und 70 Prozent sehr stabil ist. 

Dies gilt für diakonische und kirchliche Arbeitsfelder. Eine gemeinsame Herausforderung ist es daher, 

darauf hinzuwirken, dass trotz zunehmender Arbeitsverdichtung, gerade im Pflege- und Betreuungs-

bereich, der Charakter der Freiwilligendienste als Lern- und Orientierungszeit nicht verloren geht. Ins-

besondere den Anbietern der Plätze für die Freiwilligen sollte der Mehrwert eines Freiwilligendienstes 

für die Persönlichkeitsentwicklung und auch den zukünftigen Beruf der jungen Menschen bewusst 

sein.   

Selbst wenn die Freiwilligen im Anschluss beruflich in eine andere Richtung gehen, so haben sie ei-

nen anderen Blick auf die Berufsfelder im sozialen, pädagogischen oder pflegerischen Sektor und de-

ren Interessen gewonnen. Dies ist insbesondere eine Grundlage für ein weiteres gesellschaftliches 

und bürgerschaftliches Engagement.  

In Folge der Corona- Pandemie, aber auch aufgrund der aktuell weltweiten Krisen, wie den Angriffs-

krieg auf die Ukraine oder den Klimawandel haben bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen psychi-

sche Beeinträchtigungen nachweislich stark zugenommen, so auch der Anteil der Freiwilligen mit So-

zialphobien und Angststörungen. Das fordert alle an einem Freiwilligendienst Beteiligten verstärkt her-

aus. Die Freiwilligen selbst, wie auch Anleitende in den Einsatzstellen und die Pädagog*innen des 

DWiN. Dies äußert sich auch darin, dass viele Freiwillige nicht mehr an den Bildungsseminaren teil-

nehmen können. Das DWiN bietet deshalb erstmalig eine Online-Seminargruppe an. Möglich ist dies 

durch eine Ausnahmeregelung des Bundesfamilienministeriums (BMFSFJ). Begleitend findet parallel 

eine intensive individuelle Begleitung statt. Das Konzept beinhaltet jedoch auch die Option der persön-

lichen Begegnung der Freiwilligen untereinander oder in Präsenzseminare überzuwechseln. Mit die-

sem Konzept versprechen wir uns, dass es bei dieser Zielgruppe weniger Abbrüche gibt, sie den Frei-

willigendienst als Lern- und Orientierungsjahr für sich nutzen können und auch, dass sie in der Beglei-

tung einen Zugang zu sozialen Berufen erhalten. Begleitend bietet das DWiN für die Anleitenden in 

den Einsatzstellen am 19.11.2024 einen Fachtag zu Thema „Jugend nach Corona“ an.  

Recht und Betriebswirtschaft  

Die wirtschaftliche Situation der Mitgliedseinrichtungen wurde in den Jahren 2022, 2023 und auch in 

2024 durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie, der Ukraine-Krise und den Anforderungen bzgl. 

Nachhaltigkeit sowie der damit verbundenen Preissteigerungen/Inflation geprägt. Durch gesetzliche 

Vorgaben mussten erhöhte Kosten, u.a. Tarifsteigerung (Abschluss TV DN, Zahlung der Inflationsaus-

gleichsprämie u.a.) sowie allgemeine Kostensteigerungen im Bereich Energie und Inflation erwirt-

schaftet werden. Die Kompensation durch auskömmliche Ergebnisse bei den Entgeltverhandlungen 

konnten im Rahmen von Einzelvergütungsverhandlungen (u.a. in der stationären Altenhilfe) und 
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Neuabschlüsse bei Rahmenvertragsverhandlungen (u.a. ambulante Altenhilfe, Jugendhilfe und Ein-

gliederungshilfe für 2025) teilweise erreicht werden.  

Anhand der bei uns im verbandlichen Risikomanagement bis zum Stichtag 30. März 2024 eingegan-

genen Jahresabschlussprüfberichte 2022 konnten wir feststellen, dass diese Mechanismen zu über-

wiegend noch positiven betriebswirtschaftlichen Ergebnissen führten. Jedoch haben insbesondere im 

Bereich der Altenhilfe (stationär und ambulant) auch Insolvenzen in 2023 und 2024 stattgefunden. 

Nicht alle Einrichtungen konnten erfolgreich aus einer sog. Planinsolvenz (Insolvenz in Eigenverant-

wortung) wieder in den Normalbetrieb überführt werden. Leider sind auch Schließungen bzw. Abgabe 

an nicht-diakonische Träger erfolgt. Im Bereich der Eingliederungshilfe ist die wirtschaftliche Situation 

derzeit noch etwas entspannt, jedoch werden wir bei den anstehenden Rahmenvertrags- und Vergü-

tungsverhandlungen die veränderte wirtschaftliche Situation (Kostentreiber) entsprechend mitverhan-

deln und berücksichtigen müssen. 

Intensiv wurden die Mitglieder begleitet. Beratung (kollektiv und in Einzelfällen) war in wirtschaftlicher 

und juristischer Hinsicht notwendig. Informationsaufbereitung und –weiterleitung gehört zu unserem 

regelhaften Verbandsberatungsangebot. Auch hier spricht die Zahl der Verbandsrundschreiben eine 

deutliche Sprache: es wurden 2022 insgesamt 208 Rundschreiben(Covid 19 Pandemie!), 2023 insge-

samt 98 sowie im ersten Halbjahr 2024 rd. 36 (allgemeine betriebswirtschaftliche und juristische Infor-

mationen, themenbezogen Nachhaltigkeit, Fördermittel inkl. EU) versendet. Im Themenfeld Nachhal-

tigkeit besetzen wir seit 2018 das gemeinsame Netzwerk mit der Caritas. Im Rahmen der EU-Politik 

des „Green Deal“ hat sich der Austausch und die Zusammenarbeit intensiviert. 

Zu unseren Aufgaben gehören auch das themenbezogene Er- und Bearbeiten von fachlichen Stel-

lungnahmen intern und extern. Seit 2022 wurden insbesondere die Themen betriebswirtschaftliche 

Beratung bei wirtschaftlichen Krisen, Begleitung bei Entgeltverhandlungen mit Kostenträgern und all-

gemeine rechtliche Beratungen erbracht. Das Risikomanagement wird gepflegt und dient intern zur 

Vorbereitung von hilfefeldbezogenen Beratungen. Die Fördermittelberatung im Drittmittelbereich (u.a. 

Aktion Mensch, KfW, Fördermittel Digitalisierung) hat weiterhin einen großen Anteil an den verbandli-

chen Beratungsleistungen. Im Bereich der Fördermittel zum Thema Nachhaltigkeit wurde aufgrund der 

Nachfrage das Angebot an Informationen, wie z.B. Fachtage ausgebaut. Das Thema EU-Fördermittel 

und -politik wurde aktiv bei der Ausgestaltung von Stellungnahmen auf Landes- und Bundesebene 

und durch Arbeitstagungen (Ministerialebene, LAG-FW, BAG-FW im Inland und Ausland) mitgestaltet. 

Wir haben diverse Stellungnahmen erstellt und entsprechende Beratungen sowohl verbandlich als 

auch entgeltlich durchgeführt. 

Die Mitarbeit an verschiedenen Gesetzestexten im Bereich der Sozialwirtschaft auf Bundes- und Lan-

desebene wurde erbracht. 

Ebenfalls führt das verbandliche Risikomanagement, das seit 2014 im Verband etabliert ist, zur Be-

grenzung wirtschaftlicher Risiken. Dieses kennzahlenbasierte System wird mittlerweile in den Bran-

chen Altenhilfe, Inklusion, Kinder -und Jugendhilfe, Wohnungslosenhilfe sowie der Komplexträger be-

dient. Die Auswertung der Abfrage 2022 ist mit rund 88 Prozent über alle Hilfefelder konstant hoch. 

Die Zahl der wirtschaftlich gefährdeten Mitgliedseinrichtungen ist weiterhin gering, sie beträgt unter 10 

Prozent. Mit diesem Instrument werden somit die Ziele „latente Krisensituationen erkennen“, „Hand-

lungsspielräume aufzeigen“ sowie „frühzeitig Maßnahmen zur Krisenvermeidung entwickeln“ weiterhin 

verfolgt.  

Die Einsichten aus dem Risikomanagement helfen, frühzeitig Fehlentwicklungen in einzelnen Hilfefel-

dern zu erkennen und mit Kostenträgern anzugehen. 

Fachtage 

Die angebotenen Fachveranstaltungen wurden wieder überwiegend in Präsenz (Wunsch der Teilneh-

mer*innen) durchgeführt. Insbesondere die Veranstaltungsreihen zu den Themen Nachhaltigkeit, För-

dermittel (inkl. EU-Fördermittel) sowie Krise/Prävention (insbesondere die Ausführungen zur Vermei-

dung von insolvenzrechtlichen Situationen und Tatbeständen) erfuhren ein hohes Interesse und wur-

den in 2022 und 2023 sehr gut besucht. „Rechtliche und betriebswirtschaftliche Grundlagen für 
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Nichtkaufleute“ wurde als Wiederholung angeboten und ebenfalls gut nachgefragt. In der Regel haben 

durchschnittlich 60 Teilnehmer*innen die Veranstaltungen besucht. Im Bereich Arbeitsrecht haben wir 

die Reihe der Loccumer Arbeitsrechtsseminare für Mitarbeitende aus dem Personalwesen wieder drei-

mal jährlich mit hoher Resonanz veranstaltet.  

Niedersachsen und Europa  

Europäische Förderprogramm sind, neben der konkreten Gesetzgebung, ein Mittel zur Umsetzung eu-

ropäischer Politik. Die einzelnen Programme werden über den EU-Haushalt finanziert, im Rahmen des 

sogenannten “Mehrjährigen Finanzrahmen”. Die Laufzeit beträgt sieben Jahre. Die aktuelle Förderpe-

riode 2021 – 2027 hat als zentrale Querschnittsthemen: 1. den Europäischen Grüner Deal – Absen-

kung der europäischen Co²-Emissionen um 55 Prozent unter den Wert von 1990 sowie Erreichen von 

Klimaneutralität bis 2025. 2. Digitalisierung – Ausbau der digitalen Souveränität sowie 3. die Europäi-

sche Säule Sozialer Rechte; diese beinhalten 20 Grundsätze in drei Kapiteln (Chancengleichheit und 

berechtigter Zugang zum Arbeitsmarkt, Faire Arbeitsbedingungen sowie Sozialschutz und Inklusion).  

Insbesondere die Säule der Sozialen Rechte wurde in dieser Förderperiode deutlich gestärkt. Das si-

cherlich auch aufgrund der diakonischen Anstrengungen und Gespräche, die mit verschiedenen euro-

päischen und bundespolitischen Akteur*innen geführt wurden. 

Die Vielzahl der Fördermöglichkeiten für diakonische Einrichtungen und Träger umfasst u.a.: 

• Der Europäische Sozialfonds (ESF+); 

• Der Europäische Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE); 

• INTERREG für grenzüberschreitende und transnationale Kooperation in Fragen der regiona-

len Entwicklung; 

• Das Programm Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte für Förderung von Gleichheit und 

Rechten (CERV), des Engagements und der Teilhabe, für die Bekämpfung von Gewalt und für 

die Vermittlung der Werte der Europäischen Union  

• Der Europäische Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), 

• insbesondere das Unterprogramm LEADER für Graswurzelansätze in der Entwicklung des 

ländlichen Raums; 

• Der Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF);  

• Digitales Europa, in dem unter anderem Einrichtungen in Bereichen von öffentlichem Inte-

resse wie Gesundheit und Pflege, Bildung sowie der Kultur- und Kreativbranche darin unter-

stützt werden sollen, effektive und moderne digitale Technologien einzuführen und nutzen zu 

können.  

• ERASMUS+ für Austausch und strategische Kooperation im Bildungsbereich, auch im Aus- 

und Weiterbildungsbereich sowie in der Erwachsenen-, Schul- und Hochschulbildung  

• Das Europäische Solidaritätskorps für Freiwilligentätigkeiten, Jobs und Praktika junger Men-

schen in Europa  

• EU4Health für die europaweite Kooperation im Gesundheitswesen  

• Horizont Europa für die Forschungsförderung in der Europäischen Union, auch in gesell-

schaftswissenschaftlichen Themenfeldern sowie im Bereich der Gesundheit 

• Kreatives Europa zur Stärkung des europäischen Kultur- und Kreativsektors 

• LIFE fördert Projekte im Bereich des Klima- und Umweltschutzes. 



   
 

21 

 

Auf landespolitischer Ebene ist die Diakonie über den Multifondsbegleitausschuss (angesiedelt am Mi-

nisterium) sowie über die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (LAG FW) in die 

Ausgestaltung des operationellen Programms eingebunden und konnte bzw. kann mitgestalten.  

Die Zusammenarbeit mit der Landeskirche Hannovers bzw. der Konföderation hat sich etabliert. So 

finden regelmäßige EU-Online-Fördermitteltreffs statt. Auch wird seit 2023 jährlich ein Fachtag in Prä-

senz veranstaltet. Der fachliche Austausch zwischen Projekten der verfassten Kirche und Mitgliedsein-

richtungen der Diakonie hat sich verstetigt und bewährt. 

Auf Bundesebene haben wir über die Mitarbeit in Gremien intern (Diakonie) sowie extern über die 

BAG-FW Einflussnahme zur Ausgestaltung der Programme für Deutschland ausüben können. Derzeit 

arbeiten wir an der Ausgestaltung bzw. Modifizierung der Förderungen für die nächste Förderperiode 

ab 2028 – 2034 mit. 

Ökumenische Diakonie: Brot für die Welt und Diakonie Katastrophenhilfe 

Brot für die Welt  

In den Jahren 2021 bis 2023 sind die Spenden- und Kollektenergebnisse in der Ev.-luth. Landeskirche 

Hannovers größeren Unstetigkeiten unterlegen. Insbesondere in den beiden ersten Jahren haben sich 

die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie in den Ergebnissen niedergeschlagen. Während das 

Spenden- und Kollektenergebnis im Jahr 2021 bei 4.642.188 Euro lag, sank es im Folgejahr auf 

4.452.533 Euro. Im Vergleich zu 2019 ist das eine Differenz von 280.899 Euro (2019: 4.733.432 

Euro). Das Gesamtergebnis für die Ev.-luth. Landeskirche Hannovers stieg im Jahr 2023 um 386.122 

Euro auf 5.119.554 Euro an. In Anbetracht sinkender Mitgliedszahlen und im Vergleich mit dem Er-

gebnis aus dem Jahr 2020 (5.901.208 Euro), das zu einem der Spitzenergebnisse der letzten Jahre 

zählt, kann es als eine zufriedenstellende Bilanz gewertet werden.  

Der Blick auf das Verhältnis von Spenden und Kollekten zeigt, dass Einzelspenden zunehmend an 

Bedeutung gewinnen. Die Spendenbereitschaft (Einzelspenden) der Menschen war in den letzten 

Jahren hoch. Es ist davon auszugehen, dass auch Kirchenmitglieder, die in der Zeit der COVID-19-

Pandemie Gottesdienste aufgrund von Kontaktbeschränkungen nicht besuchen konnten, die Arbeit 

von Brot für die Welt durch Einzelspenden unterstützt haben.  

In den letzten Jahren konnte das Referat Brot für die Welt/Diakonie Katastrophenhilfe seine Kooperati-

onen weiter ausbauen. Seit 2022 ist die Referatsleitung Sachverständige im Regionalen Ausschuss 

für entwicklungsbezogene Bildung und Publizistik (ABP) in den ev.-luth. Landeskirchen in Braun-

schweig, Hannovers, Oldenburg, Schaumburg-Lippe und der Evangelisch-reformierten Kirche. Damit 

berät sie gemeinsam mit der Geschäftsführung und den Ausschussmitgliedern die Unterstützung, För-

derung und Finanzierung von Veranstaltungen und Projekten entwicklungspolitischer Bildung in Kir-

chengemeinden, Kirchenkreisen und Gruppen.  

Seit 2023 ist das Referat Brot für die Welt/Diakonie Katastrophenhilfe für zwei Jahre im Projektbeirat 

Weltbaustelle Ernährung vom Verband Entwicklungspolitik in Niedersachsen (VEN) e.V. vertreten. Zu-

sammen mit anderen zivilgesellschaftlichen Akteur*innen begleitet und berät das Referat die Planung 

und Umsetzung des Projektes „Weltbaustelle Ernährung“. Mit dem Projekt hat sich der VEN zum Ziel 

gesetzt, Akteur*innen in Niedersachsen zusammenzubringen und gemeinsame Lösungen für eine ge-

rechte lokale und globale Ernährung zu entwickeln. Das Referat ist aktives Mitglied im Verband.   

Im Februar 2023 erfolgte eine gemeinsame Fahrt mit allen Mitgliedern des Synodalausschusses für 

Mission und Ökumene der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers in das Evangelische Werk für Diakonie 

und Entwicklung (EWDE) e.V. Damit folgte der Ausschuss der Einladung des EWDE zu einem ge-

meinsamen Austausch und einem ausführlichen Gespräch mit der Präsidentin von Brot für die Welt 

und der Diakonie Katastrophenhilfe, Dr. Dagmar Pruin, über die Zusammenarbeit zu aktuellen ent-

wicklungspolitischen Themen. Der Austausch knüpfte an den Vortrag der Präsidentin auf der Tagung 

der 26. Landessynode im November 2022 an. Die Anregungen und Empfehlungen aus dem Aus-

tausch werden zusammen mit dem Vorsitzenden des Synodalausschusses für Mission und Ökumene, 
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Dr. Jörg Zimmermann und dem Leiter des Referates 23 „Mission, Ökumene, Religionen“, Dirk Stelter 

diskutiert. 

Seit über dreieinhalb Jahren finden regelmäßige Austauschsitzungen der Leitungen der dem Referat 

23 „Mission, Ökumene, Religionen“ zugeordneten Handlungsbereichen statt, an denen sich die Refe-

ratsleitung beteiligt. Neben dem Leiter des Referates, Dirk Stelter sind die Leitungen des Kirchlichen 

Entwicklungsdienstes, des ehemaligen Fachbereiches 5 „Kirche im Dialog“ vom Haus kirchlicher 

Dienste (jetzt Service Agentur der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers) und des Ev.-luth. Missionswerk 

in Niedersachsen vertreten. Im Mittelpunkt der Treffen steht der Austausch über die Vorhaben der Ein-

richtungen sowie die zukünftigen Entwicklungen und Herausforderungen in den Arbeitsfeldern. In den 

Jahren 2023/24 wurde unter anderem an einer gemeinsamen Konzeption der Ökumenewoche im 

Rahmen des Predigerseminars Loccum gearbeitet und im Mai 2024 erstmalig umgesetzt.  

Im Rahmen des Serviceangebotes für Kirchengemeinden/-kreise hat das Referat seinen Internetauf-

tritt aktualisiert und auf der Brot für die Welt Herbsttagung im September den Beauftragten der Kir-

chenkreise vorgestellt. Der neue Internetauftritt soll zur Sichtbarkeit des Serviceangebotes für die Brot 

für die Welt Beauftragten sowie Multiplikator*innen in Kirche, Diakonie und Zivilgesellschaft beitragen 

und die Suche nach Informationen und aktuellen Veranstaltungen des Referates erleichtern. Link zur 

Internetseite: www.brot-fuer-die-welt.de/hannovers. Die Bewerbung und Weiterentwicklung sind als 

fortlaufender Prozess geplant.  

Diakonie Katastrophenhilfe 

Das Referat Brot für die Welt/Diakonie Katastrophenhilfe hat von 2022 bis 2024 (Stand 31. August 

2024) fünf Katastrophenhilfeaufrufe begleitet: Angriffskrieg auf die Ukraine (2022), Flut in Pakistan 

(2022) Winterhilfe Ukraine (2022), Erdbeben in der Türkei und Syrien (2023) und Flut durch die Zer-

störung des Staudamms in der Ukraine (2023). Zudem stand das Referat in dem Prozess der „Hilfe für 

aus der Ukraine geflüchtete Menschen in Deutschland durch Landesverbände der Diakonie und die 

evangelischen Kirchen über eine finanzielle Förderung der Diakonie Katastrophenhilfe“ dem DWiN als 

Bindeglied nach Berlin beratend zur Seite. Durch die Zusammenarbeit zwischen dem DWiN, seinen 

Mitgliedseinrichtungen und der Diakonie Katastrophenhilfe konnten schnell zusätzliche Hilfsangebote 

für die Menschen bereitgestellt werden.  

Der Terror-Angriff der Hamas vom 7. Oktober 2023 und dem anschließenden Einmarsch israelischer 

Truppen nach Gaza bereitet auch den Menschen in Deutschland große Sorge. Im Referat Brot für die 

Welt/Diakonie Katastrophenhilfe gehen vereinzelt Anfragen zur aktuellen Situation vor Ort sowie zu 

der Arbeit von Brot für die Welt und der Diakonie Katastrophenhilfe ein, die vom Team begleitet wer-

den. Im Falle von Presseanfragen steht das Team im engen Kontakt mit der Zentrale in Berlin und ver-

mittelt an die zuständigen Pressereferent*innen.  

Die gemeinsame Sommeraktion „Die größte Katastrophe ist das Vergessen“ der Diakonie Katastro-

phenhilfe und Caritas international sowie die Aktion zur Passionszeit der Diakonie Katastrophenhilfe 

wurden auch in den vergangenen Jahren in der Ev.-luth. Landeskirche beworben. Letztere wurde 

Ende 2023 vonseiten der Diakonie Katastrophenhilfe in Berlin eingestellt. Die Sommeraktion wird es 

auch weiterhin in der Ev.-luth. Landeskirche geben. In den vergangenen Jahren lag der Schwerpunkt 

dabei auf der Hungersituation in Ostafrika.  

Im Jahr 2021 wurden in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers 2.882.870 Euro an Spenden und Kol-

lekten für die Arbeit der Diakonie Katastrophenhilfe eingenommen. Der Angriffskrieg auf die Ukraine 

löste im Jahr 2022 eine immense Welle der Solidarität aus und führte zu Rekordspenden. Aus dem 

Gebiet der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers gingen 4.996.573 Euro an Spenden und Kollekten bei 

der Diakonie Katastrophenhilfe ein. Im Jahr 2023 ist das Spenden- und Kollektenergebnis im Ver-

gleich zum Vorjahr zurückgegangen und lag bei 2.924.678 Euro. Dennoch ist dies ein beachtliches 

Ergebnis, das zeigt, dass die Menschen in der Region sich der vielen Krisen in der Welt bewusst sind 

und handeln. Auch die Sichtbarkeit der Diakonie Katastrophenhilfe ist nicht zuletzt durch die Hilfsmaß-

nahmen im Zusammenhang mit der verheerenden Flutkatastrophe in Deutschland im Jahr 2021 und 

der Hilfe für aus der Ukraine geflüchteten Menschen in der Region gestiegen.  

http://www.brot-fuer-die-welt.de/hannovers
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Die aktuellen Verhandlungen über den Bundeshaushalt zeigen, dass nach den Plänen der Bundesre-

gierung die Etats der Entwicklungszusammenarbeit und humanitären Hilfe für den Haushaltsplan 2025 

erneut gekürzt werden sollen. Diese Entwicklungen bereiten vielen Akteur*innen der Entwicklungszu-

sammenarbeit und humanitären Hilfe große Sorge. Hier gilt es zu prüfen, inwieweit auch das Referat 

Brot für die Welt/Diakonie Katastrophenhilfe den Kontakt zu direkt und über die Landesliste gewählten 

Bundestagsabgeordneten in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers ausbauen kann, um den Aus-

tausch über relevante Themen und Bedarfe auf regionaler Ebene zu unterstützen.  

Digitalisierung und Soziale Innovation 

Im Sommer 2022 wurde eine Mitgliederbefragung mit dem Titel „Digitale Transformation – Ihre Unter-

stützungsbedarfe“ unter den Mitgliedseinrichtungen durchgeführt. Ziel war es, eine Einschätzung zu 

aktuellen Bedarfen der Einrichtungen zu erhalten und daraus Schlussfolgerungen für unsere Ausrich-

tung ableiten zu können. Als grundlegende Haltung zeigte sich, dass eine deutliche Mehrheit der Teil-

nehmenden in der Digitalisierung ein strategisch relevantes Thema sieht (92 Prozent), dem gegen-

über auch die Mitarbeiterschaft aufgeschlossen ist (73 Prozent). Ebenso sieht ein Großteil das Poten-

zial, dass menschliche Kontakte in der sozialen Arbeit durch digitale Möglichkeiten ergänzt und berei-

chert werden (85 Prozent). 

Mit Blick auf strukturelle Unterstützungsbedarfe sind es insbesondere die Schaffung von Fördermög-

lichkeiten zur Digitalisierung (82 Prozent) sowie die Entdeckung und Beförderung von Digitalisierungs-

trends (73 Prozent), die dem Landesverband zugeschrieben werden. Auch wenn die Ausstattung mit 

grundlegender Hardware (wie Dienstsmartphones, Laptop, Tablet und WLan) sowie Basisprogram-

men beim Großteil der Teilnehmenden zufriedenstellend ist, bei Technologien, die im Klient*innenkon-

takt zum Einsatz kommen (etwa Assistenzsysteme), ist die Ausstattung bei 2/3 der Befragten wiede-

rum weniger gut oder unzureichend. Der Bedarf nach Förder- und Beratungsmöglichkeiten zeigt sich 

auch an dieser Stelle.  

Landespolitisch adressierte das DWiN den großen Förderbedarf in verschiedenen Gremien und Ter-

minen mit den Ministerien. Darüber hinaus engagiert sich das DWiN in Netzwerken und Interessen-

verbänden, wie dem Verband für Digitalisierung in der Sozialwirtschaft e.V. (vediso) und dem Digital 

Urban Center for Aging and Health eG (DUCAH).  

Einige innovative Digitalisierungsprojekte konnten mithilfe existierender Fördertöpfe erfolgreich an-

gebahnt werden. Bspw. zwei Robotikprojekte in den Bereichen der Pflege und Eingliederungshilfe 

sowie die Einführung (mobiler) Klient*innenmanagementsysteme. Der Einsatz generativer künstli-

cher Intelligenz kommt teilweise bereits zum Einsatz und wird zukünftig immer stärker eine Rolle 

spielen. Dabei wird es, wie bei allen Digitalisierungstrends, unsere Aufgabe sein, für einen ethisch 

geleiteten und am Wohl des Einzelnen orientierten Einsatz der Technologien einzutreten. In diesem 

Kontext steht auch die Teilnahme des Beauftragten für Datenschutz der EKD an einem IT-Fachtag 

des DWiN im Oktober 2024. Ziel ist es, die teilnehmenden IT- und Digitalisierungsverantwortlichen 

unserer Einrichtungen für datenschutzrechtliche Aspekte vertiefend zu sensibilisieren.  

Innerhalb des DWiN laufen darüber hinaus erste Ansätze, generative KI im geschützten Rahmen zu 

nutzen. Dazu orientieren wir uns an der Diakonie Deutschland, die einen Leitfaden zur Nutzung von 

Künstlicher Intelligenz entwickelte und beteiligen uns an deren KI-Projekt, in dem KI für den diakoni-

schen Kontext entwickelt werden soll. Um die diversen Digitalisierungsaktivitäten innerhalb des Hau-

ses zu bündeln, um Prozesse zu optimieren sowie die Dienstleistungen für Mitgliedseinrichtungen 

an veränderte Bedarfe anzupassen, hat sich das DWiN auf eine Projektförderung im ESF-Programm 

„rückenwind³ - für Vielfalt, Wandel und Zukunftsfähigkeit in der Sozialwirtschaft“ beworben. Der An-

trag wurde positiv votiert. Das Projekt mit dem Ziel, eine digital transformierte Kommunikations- und 

Kooperationskultur zu entwickeln, startet 2025. Eine zentrale Säule stellt dabei die Befähigung der 

Mitarbeitenden auf Fach- und Verwaltungsebene dar. Aktuell laufen die Ausschreibungen für zwei 

Referent*innen sowie eine Assistenz, die die Projektumsetzung unterstützen sollen.  
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Die Unterstützung diakonischer Beratungsstellen zur (weiterführenden) Umsetzung von Onlinebera-

tung war ein Fokusthema im Berichtszeitraum. Verschiedene Beratungsplattformen steckten in der 

Entwicklung und kamen teilweise zur Einsatzreife. Seit Sommer 2022 bietet das Online-Beratungs-

portal der Diakonie Deutschland der professionellen diakonischen und kirchlichen Beratung Möglich-

keiten digitaler und hybrider Beratungsgestaltung. Über die webbasierte Lösung können Beratende 

sowohl schriftbasierte als auch Videoberatung datenschutzsicher anbieten. Im April 2024 waren bun-

desweit 230 Träger und 3.100 Beratende registriert. Darüber hinaus hat das DWiN ein breites Schu-

lungsangebot für Beratende entwickelt. Mit Kursen zu Methoden der Onlineberatung sowie Techniken 

des Portals der Diakonie Deutschland haben wir seit 2023 über 150 Berater*innen fortgebildet. Er-

gänzend wurde über das E-Learning-Portal Moodle ein Angebot zum eigenständigen und selbstorga-

nisierten Erarbeiten von vertiefendem Schulungsmaterial sowie zum Erfahrungsaustausch erprobt.  

Über das Thema Digitalisierung hinaus wollen wir die Entwicklung und Etablierung sozialer Innovatio-

nen fördern. Dazu arbeiten wir eng mit der Stelle für Soziale Innovation der LAG-FW zusammen, die 

rund um die Förderrichtlinie Soziale Innovation diverse Informations- und Workshopformate anbietet. 

Auch im DWiN wurden Innovationsworkshops durchgeführt, u.a. im Arbeitsfeld Jugendberufshilfe. 

Hier wurden in zwei Workshops anhand sozialinnovativer Methoden neue konzeptionelle Ansätze 

entwickelt. 

Die Stabsstelle Diakonische Profilbildung und Theologie sowie die Stabsstelle Digitalisierung und so-

ziale Innovation haben gemeinsam an einer Handreichung der Diakonie Deutschland zum Thema 

„Krisenresilienz und Zukunftsfähigkeit in der Diakonie“ mitgewirkt. Die hochdynamischen Entwicklun-

gen im Kontext Digitalisierung, aber auch anderer gesellschaftlicher Themen sowie globaler Krisen 

fordert Veränderung und Flexibilität von uns bzw. von unseren Organisationen. Gleichwohl braucht es 

ein starkes Wertefundament und Stabilität in solch hochdynamischen Zeiten. Von einer nötigen Ba-

lance zwischen Flexibilität und Stabilität sowie von Resilienz als Fähigkeit mit dem Veränderungs-

stress gestalterisch umzugehen, handelt die Handreichung und gibt Impulse für den Umgang in dia-

konischen Organisationen. 

Weiterhin im Blick behalten wir den Digitalisierungsprozess der Verwaltungsebene durch das Online-

zugangsgesetz (OZG). Bei der in 2024 angebahnten Übernahme der Sozialplattform für Niedersach-

sen ist das DWiN mit den entsprechenden Stellen im engen Kontakt. Auch darüber hinaus setzt sich 

die Diakonie im Verbund der LAG-FW weiterhin für die Berücksichtigung der Bedarfe der Wohlfahrts-

organisationen sowie ihrer Klient*innen bei entsprechenden Ministerien aktiv ein. 

Politische Initiativen und Kommunikation 

Im Bereich Öffentlichkeitsarbeit gab es 2022 einen Leitungswechsel, der gleichzeitig auch strukturelle 

Veränderungen nach sich zog. Der Stellenanteil der Stabsstelle für diakonische Theologie wurde aus 

dem Bereich herausgelöst, dafür wurde die Stabsstelle Diakoniepolitik in den Bereich integriert. Um 

diesen Wechsel auch in organisationaler Hinsicht zu verdeutlichen, wurde der Bereich in „Kommunika-

tion und Diakoniepolitik“ (KuD) umbenannt.  

Ziel des neu gestalteten Bereichs ist es, die Sichtbarkeit des Verbands mit verschiedenen Einzelmaß-

nahmen strategisch zu verstärken. Dazu gehört zum einen die Sichtbarkeit innerhalb der Verbandsor-

ganisation durch den Aufbau der internen Kommunikation zu verbessern sowie die Sichtbarkeit des 

Verbands in der Öffentlichkeit und im politischen Bereich zu erhöhen. 

Die politischen Initiativen standen 2022 im Zeichen der Landtagswahl. 2021 wurde mit der Entwick-

lung eines diakonischen Positionspapiers begonnen. Dabei wurden die Mitarbeitenden sowie die Mit-

glieder bei der Erstellung einbezogen. 2022 wurde der Entwurf des Positionspapiers auf der Mitglie-

derversammlung vorgestellt und im Juni 2022 mit einer Presskonferenz veröffentlicht. Das Positions-

papier wurde zum einen von unseren Mitgliedern bei politischen Gesprächen als Grundlage genutzt. 

Zum anderen konnten wir mit verschiedenen Positionen aus dem Papier die Pressearbeit aktiv gestal-

ten sowie es für unsere politischen Gespräche u.a. mit dem Generalsekretär der CDU, dem SPD-Lan-

desvorsitzenden, dem CDU-Spitzenkandidaten sowie dem FDP-Spitzenkandidaten nutzen. 
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Zudem konnten wir das Positionspapier auch als Gesprächsgrundlage beim Tag der Niedersachsen 

im Juni einsetzen. Dort haben wir mit unserem Garten der Ideen das Gespräch mit den Bürger*innen 

gesucht und wurden von mehreren Minister*Innen sowie dem Ministerpräsidenten an unserem Stand 

besucht. Des Weiteren haben wir drei Hospitationen mit den Spitzenkandidaten von SPD, CDU und 

FDP in unterschiedlichen Mitgliedseinrichtung realisieren können und haben diese auf unseren Social 

Media Kanälen ausführlich begleitet. Mit der Spitzenkandidatin der Grünen konnten wir aufgrund ter-

minlicher Schwierigkeiten keine Hospitation ermöglichen. 

Mit einem komprimierten Forderungspapier konnten wir nochmals unsere Positionen während der Ko-

alitionsverhandlungen einbringen, so dass einige unserer Forderungen Eingang in den Koalitionsver-

trag gefunden haben, z.B. die Forderung nach einem Aktionsplan gegen Armut. Zudem konnte durch 

die Veröffentlichung der Kita-Umfrage (siehe Bereich Kita) während der Koalitionsverhandlungen ein 

weiterer Themenschwerpunkt gesetzt werden. Die Kita-Umfrage zur Belastungssituation der Fach-

kräfte sowie Wiederbesetzung von Stellen konnte mit dem NDR exklusiv veröffentlicht werden und er-

langte dadurch eine landesweite Veröffentlichung in Fernsehen, Internet sowie Radio, die weitere Be-

richterstattung in anderen landesweiten Medien, wie Print oder Fernsehen nach sich zogen. 

2023 konzentrierten sich die politischen Aktivitäten auf die Verhinderung der Kürzungen im Bundes-

haushalt. Besonders der Bereich der Freiwilligendienstleistenden war im Haushaltsplanentwurf von 

massiven Kürzungen betroffen. Die Freiwilligendienstleistende haben eine eigene Kampagne „FWD 

stärken“ gestartet, die wir als Verband kommunikativ unterstützt haben. Hierzu gehörte eine aktive 

Pressearbeit, mit Veröffentlichungen im Deutschlandfunk, dpa, epd, NDR etc. Der Bereich KuD hat 

zusammen mit dem Bereich Freiwilligendienste verschiedene Unterlagen für die Medienarbeit, wie 

z.B. Factsheets, Positionspapiere erstellt sowie Materialien für Mitglieder für das politische Lobbying 

zur Verfügung gestellt. Insgesamt wurden 23 Termine mit Minister*innen und Politiker*innen vom Be-

reich organisiert, vorbereitet und begleitet.  

Auch 2024 legte der Verband den Fokus auf die Haushaltsverhandlungen auf Landes- sowie Bundes-

ebene.  

Zudem wurden in den letzten Jahren weitere Positionspapiere und Factsheets erstellt, z.B. zum 

Thema Kinderarmut, Digitalisierung, Bürgergeld oder auch Fachkräftemangel. Darüber hinaus betei-

ligte sich der Bereich an der Kampagne der Diakonie Deutschland zu den wirtschaftlichen Langzeitfol-

gen von Armut. 

Für das kommende Jahr 2025 und der anstehenden Bundestagswahl hat der Bereich eine kommuni-

kative Rahmung entwickelt, die auch das Motto der Woche der Diakonie wird: „Jede*r braucht Hilfe 

irgendwann“. Grundlage für unser gelingendes Zusammenleben ist ein starker Sozialstaat, auf den 

sich die Bürger*innen im Notfall verlassen können. Die Frage hinter dem Motto ist also: Wieviel ist uns 

dieser starke und absichernde Sozialstaat wert?  

Die Woche der Diakonie 2025 findet nur wenige Wochen vor dem Wahltag statt und ist unsere Haupt-

kampagnenzeit. Diese wollen wir 2025 noch stärker nutzen als in den vergangenen Jahren, wobei 

sich die Woche der Diakonie in den letzten zwei Jahren weiterentwickelt hat und wir diese Woche für 

die Erhöhung der Sichtbarkeit von diakonischem und kirchlichen Engagement genutzt haben.  

2023 wurde zum 175-jährigen Jubiläum der Diakonie während der Woche der Diakonie eine nieder-

sachsenweite Zeitungsbeilage veröffentlicht, in der Geschichten des Gelingens veröffentlicht wurden. 

Damit wollten wir zum Ausdruck bringen, dass kirchlich-diakonisches Engagement und Hilfestrukturen 

den Unterschied machen und Menschen dadurch wieder ihren Weg allein gehen können. Auch 2024 

wurde wieder eine Zeitungsbeilage zur Woche der Diakonie veröffentlicht. Die Geschichten werden 

multimedial eingesetzt, u.a. als textliche Produkte, aber seit diesem Jahr nun auch als Videos. Mit der 

Videoreihe „Diakonie in Niedersachsen unterwegs“ können so auch andere Zielgruppen noch besser 

angesprochen werden. Zudem wurden die Gelingensgeschichten 2023 in unserer Jubiläumsveranstal-

tung miteingebaut.  

Die Veranstaltung hatte zwei verschiedene Ziele: Zum einen sollte das Netzwerk gestärkt werden, 

zum anderen sollte der Verband und seine Hilfefelder in einer attraktiven und positiven Art und Weise 
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einem größeren (politischen) Publikum präsentiert werden. 150 Gäste machten an dem Abend eine 

Reise durch die Diakonie. Vier unterschiedliche Bühnen wurden bespielt, die entsprechend der The-

menwelt unterschiedlich gestaltet waren. Grundlage waren die Geschichten der Zeitungsbeilage. 

Nacheinander fanden dort Talks mit Menschen, die durch die Diakonie Hilfe gefunden haben oder dort 

arbeiten, statt. Damit fand keine klassische „Frontalbeschallung“ statt. Die Gäste zogen von einer 

Bühne zu der nächsten und somit von einer Themenwelt zur nächsten. Sie wurden in die Veranstal-

tung eingebunden, in dem sie auf eine Reise durch die Themenwelt der Diakonie eingeladen wurden, 

die sie aktiv beschreiten mussten. 

Zur „Woche der Diakonie“ wurden 2023 und 2024 Materialhefte in Kooperation mit dem Landesver-

band Württemberg erstellt, das unter anderem Predigt- und Veranstaltungsimpulse beinhaltet und an 

alle Mitglieder sowie Kirchengemeinden der Landeskirche verschickt wird. 2023 wurden in Koopera-

tion mit dem NDR zur Woche der Diakonie fünf Zwischentöne produziert, die u.a. von Bettina Wulff, 

Landesbischof Ralf Meister oder Matthias Brodowy eingesprochen worden sind. Dadurch können dia-

konische und kirchliche Impulse in der Gesellschaft platziert werden.  

Auch die Mitgliederversammlungen werden seit 2023 politisch genutzt. Zum ersten Mal fand ein öf-

fentlicher Teil statt, zu dem Netzwerkpartner*innen und Politik eingeladen worden sind. Im öffentlichen 

Teil fand 2023 eine Diskussion u.a. mit dem niedersächsischen Sozialminister zum Thema Fachkräfte-

gewinnung statt. 2024 setzten wir den Schwerpunkt Wohnen und konnten den österreichischen Land-

tagsabgeordneten, der für Wien im Landtag sitzt, für einen Vortrag gewinnen. Damit werden die Mit-

gliederversammlungen auch als strategisches Instrument der Netzwerkstärkung eingesetzt und er-

möglicht den Mitgliedern, neue Kontakte zu knüpfen. 

Des Weiteren hat 2023 eine gemeinsame Veranstaltung mit dem Forum Artikel 30 zum Thema Inklu-

sion und Kultur stattgefunden. Dafür wurde als neues Format „Das Tischgespräch“ entwickelt, das 

sich auch in Zukunft für weitere Themen eignet und als nachmittägliche Netzwerkveranstaltung mit 

wichtigen Stakeholdern erfolgversprechend ist. Zudem konnten wir bei dieser Veranstaltung einem 

wichtigen Fachverband eine Bühne geben, sich und seine Inhalte in einem Diskussionsgespräch u.a. 

mit dem Minister für Wissenschaft und Kultur zu präsentieren. 

Die gemeinsame Kampagne #wärmewinter von Kirche und Diakonie wurde von KuD mitbegleitet. 

Über die Kampagne wurde auf den verschiedenen (online) Kommunikationskanälen des DWiN berich-

tet und mit Mitgliedern über Möglichkeiten der Öffentlichkeitsarbeit gesprochen. Des Weiteren gab es 

Berichterstattungen beim NDR sowie in der Evangelischen Zeitung, die über den Bereich KuD betreut 

wurden. 

Der Bereich ist für die Beteiligung der Diakonie beim Kirchentag 2025 verantwortlich. 2023 wurde eine 

Projektstelle geschaffen und Zeitpläne sowie Ideen für den Kirchentag entwickelt und die dazugehöri-

gen Konzepte erstellt. Derzeit sind verschieden Projekte, wie der lila Faden – ein digitaler kirchlich-

diakonischer Stadtrundgang – schon in der Umsetzungsphase. Des Weiteren wird derzeit eine ge-

meinsame Standfläche mit Diakonie Deutschland und dem Café Pause inklusiv entwickelt. Auch hier 

steht das aktive Erleben von Kirche und Diakonie im Vordergrund. Beim Abend der Begegnung wird 

es eine gemeinsame diakonische Fläche geben, die die Menschen – ähnlich wie bei der Woche der 

Diakonie 2024 beim Entdeckertag der Region Hannover - in die Welt der Diakonie mitnehmen soll.  
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Diakonische Profilbildung 

Die Angebote der Diakonischen Profilbildung sind auch nach der pandemiebedingten Zäsur ungebro-

chen stark angefragt. Im Jahr 2023 wurden 55 Kurse in 19 Einrichtungen der ambulanten und statio-

nären Altenhilfe, der Eingliederungshilfe, der Jugendhilfe, in Beratungsstellen von Diakonischen Wer-

ken, in Krankenhaus und Hospiz und auch an der FAKD in Berlin mit insgesamt 850 Teilnehmer*innen 

durchgeführt. Davon waren 18 Seminare mehrtägig. Zudem wurden in 54 Beratungsgesprächen Ein-

richtungen der Diakonie in Niedersachsen beraten. Neun Einrichtungen nutzten in 2023 zum ersten 

Mal die Angebote. Umgekehrt konnten einzelne Formate nach jahrelanger Weiterentwicklung und 

Durchführung durch die Referentin für Diakonische Profilbildung in die Eigenverantwortung von Ein-

richtungen überführt werden. 

Für das Jahr 2024 sind bisher (Stand August 2024) 50 Seminare geplant.  

Die Vernetzung mit diakonischen Bildungsreferent*innen auf Bundesebene hat sich weiter intensiviert. 

Neben der Mitwirkung an der Midi-Reihe „Kraftquellen“, in der Seminarmodule für eine diakonische 

Profilbildung zur Weiterverwendung aufbereitet werden, entstand in Zusammenarbeit mit der Diakonie 

in Württemberg ein Büchlein mit Texten durch das Kirchenjahr („Himmelszeichen“). 

Nach der Pandemie ist der Bedarf an speziell ressourcenstärkenden Angeboten für Mitarbeitende und 

an orientierenden und stärkenden Angeboten für Leitungskräfte signifikant gestiegen. Darauf konnte 

neben Bewährtem mit neuen Methoden und Formaten reagiert werden: 

• Entwicklung von resilienzstärkenden Methoden, die gleichzeitig dafür geeignet sind, eine dia-

konische Haltung zu entwickeln, eine diakonische Begleitung des Klientels einzuüben und 

dem Teambuilding dienen.  

• Kurzformate für ganze Teams, die auf Reihe angelegt sind (Teambuilding, Vergewisserung 

von Werten, Einüben von diakonischen Haltungen und Begleitungsmöglichkeiten des Klien-

tels, biographische und ethische Fallbesprechungen, Einüben von qualifizierten „5-Minuten-

Gesprächen“) 

• Einrichtungsbezogene systematisch durchgeführte Fortbildungsreihen für Leitungskräfte auf 

allen Hierarchieebenen 

• Einrichtungsübergreifende Angebote für Leitungskräfte 

• Dreitägiges Seminar für Leitungskräfte mit Entwicklung eines konkreten diakonischen Projekts 

und zwei zusätzlichen Tagen zur Reflexion der Projekte und zur kollegialen Beratung (zwei 

Durchgänge pro Jahr mit jeweils max. 16 Teilnehmer*innen).  

• Zusätzlich zu den seit Jahren bewährten Klostertagen für Mitarbeitende in der Pflege werden 

Klostertage speziell für Pflegedienstleitungen der stationären und ambulanten Altenhilfe ange-

boten 

• Etablierung von Vernetzungstreffen mit thematischen Vorträgen und Impulsen für Verantwort-

liche für die Diakonische Profilbildung in diakonischen Einrichtungen (Theologische Vor-

stände, Pastor*innen, Diakon*innen in diakonischen Einrichtungen) 

• Gestaltung von Fachtagen verschiedener Fachbereiche der Diakonie in Niedersachsen für 

Leitungskräfte zur diakonischen Profil- und Qualitätsentwicklung 
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Sexualisierte Gewalt 

Die im Januar 2024 veröffentlichte ForuM-Studie macht deutlich, dass das Thema sexualisierte Ge-

walt in Kirche und Diakonie lange verdrängt wurde und der Umgang nicht so angemessen war, wie 

lange gedacht. Formen der Externalisierung führten zur Abwehr von Verantwortung. ForuM zeigt, dass 

es in Kirche und Diakonie eine Vielzahl von Fallkonstellationen gibt und sexualisierte Gewalt in allen 

Handlungsfeldern und Institutionen vorkommt. Sexualisierte Gewalt wird durch Machtasymmetrien in 

Beziehungen begünstigt. Dies gilt z.B. für die meisten Beziehungen zwischen Hilfeempfänger*innen 

und Helfer*innen. Deutlich wurden in der Studie die Auswirkungen sexualisierter Gewalt auf die Bio-

grafie von Menschen. Die Aufarbeitung sexualisierter Gewalt ist grundsätzlich damit konfrontiert, dass 

es oft keine schnelle und einfache Gewissheit gibt und Aufarbeitung ein zeitlich potenziell unab-

schließbarer Prozess ist. Dieser Tatsache müssen sich die Diakonie und ihre Mitgliedseinrichtungen 

stellen. 

Im Folgenden soll die Situation zum Thema sexualisierte Gewalt anhand von vier Handlungsfeldern 

dargestellt werden: 

Stand der Umsetzung der Gewaltschutzrichtlinie 

Die Beachtung der Gewaltschutzrichtlinie ist durch die Mitgliederversammlung am 23.05.2022 zur Sat-

zungspflicht für die Mitglieder der Diakonie in Niedersachsen erhoben worden. Die Mitglieder sind da-

mit verpflichtet, die Vorgaben aus der Gewaltschutzrichtlinie zu erfüllen. Die Gewaltschutzrichtlinie ist 

direkt und im Wortlaut übernommen worden. 

Auf der Mitgliederversammlung am 29.05.2024 wurde im Bezug auf die Meldepflicht folgende Sat-

zungsänderung beschlossen, die § 9 Abs. 2 l) der DWiN e.V.-Satzung betrifft: 

„Alle Mitglieder sind verpflichtet: 

l) Vorkommnisse sexualisierter Gewalt im Sinne der Gewaltschutzrichtlinie in ihren Einrichtungen und 

Diensten nach den Vorgaben der Diakonie Deutschland der DWiN-Geschäftsstelle anzuzeigen.“ 

Seit dem 1.1.2023 ist die Melde- und Ansprechstelle für Betroffene sexualisierter Gewalt für Einrich-

tungen des DWiN mit einem 50 Prozent-Stellenanteil besetzt.  

Im DWiN ist eine Dienstvereinbarung zur Umsetzung der Verpflichtungen der Beschäftigten aus der 

Gewaltschutzrichtlinie mit der MAV auf den Weg gebracht. Diese nimmt explizit auch die Bereichslei-

tungen und den Vorstand in die Pflicht. Bis Ende des Jahres soll das Präventionsschutzkonzept für 

das DWiN vorliegen. 

Stand zum Handlungsfeld: Prävention und Intervention 

Das DWiN führt Schulungen für die Mitarbeitenden seiner Mitglieder nicht selbst durch, sondern för-

dert seine Mitglieder durch finanzielle Unterstützung von Projekten zur Entwicklung und Implementie-

rung von Gewaltschutzkonzepten in kirchlichen und diakonischen Einrichtungen. Folgende Mittel wur-

den bewilligt: 

2022:                         38.983,46 € 

2023:                       626.577,95 € 

2024:                       599.873,11 € 

Gesamt:               1.265.434,52 € (Stand: 06.08.2024)  

Der Vorstand hat in diesem Jahr die Möglichkeit der Förderung bestimmter Maßnahmen zum Gewalt-

schutz, insbesondere in Kindertagesstätten, bis 2026 verlängert, so dass auch Maßnahmen gefördert 

werden können, die die Evaluation bereits bestehender Konzepte oder Supervision/Coaching ermögli-

chen.  

Ein regelmäßiger Austausch der Gewaltschutzbeauftragten in den Einrichtungen des DWiN wurde 

etabliert.  
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Am 26.09.2024 findet im Rahmen dieses Netzwerkes eine Vorstellung der neuen Schulungsmateria-

lien zu hinschauen-helfen-handeln mit Katharina Loerbroks im DWiN statt. Für die Durchführung der 

Präventionsschulungen hat die Diakonie Deutschland neue personelle Ressourcen geschaffen.   

Stand zum Handlungsfeld: Aufarbeitung 

Die Geschäftsführung der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission (URAK) für Nieder-

sachsen und Bremen hat am 1. April 2024 ihre Arbeit aufgenommen. Geschäftsführerin ist Ute 

Dorczok. Der Geschäftsführung steht eine halbe Sekretariatsstelle zur Verfügung. Die Anstellung er-

folgt beim Diakonischen Werk evangelischer Kirchen in Niedersachsen e.V. in Hannover. Der Dienst-

sitz befindet sich im DWiN. Aufgabe der Geschäftsstelle ist zunächst die Einrichtung der Kommission. 

Spätestens zum 1. März 2025 sollen alle URAKs bundesweit ihre Arbeit aufnehmen. 

Am 3. August fand im Werkhof Hannover das erste Forum für Betroffene sexualisierter Gewalt in Kir-

che und Diakonie statt. Dieses Forum diente der Vernetzung und dem Austausch der von sexualisier-

ter Gewalt betroffenen Personen untereinander sowie mit Vertreter*innen aus Kirche und Diakonie. 

Bei diesem ersten Forum erhielten die Teilnehmenden Informationen zum Aufbau der URAK. 

Vom 12. bis 14. April fand in der Evangelischen Akademie Loccum die Tagung „Werkstatt Aufarbei-

tung Sexualisierte Gewalt“ statt. Was folgt aus den Ergebnissen von ForuM für die Arbeit der Landes-

kirchen und Diakonischen Werke? Das DWiN war in der Vorbereitungsgruppe der Tagung vertreten. 

Am 16. März 2024 wurde in Bad Salzdetfurth in unmittelbarer Nähe des Museums am Kurpark eine 

Stele errichtet. Sie erinnert als Mahnmal an das Leid der Kurkinder, insbesondere an Stefan, Kirsten 

und André, die 1969 während ihrer Kinderkur in der Kinderheilanstalt Bad Salzdetfurth verstorben 

sind. Die Veranstaltung wurde von den Betroffenen als hilfreich empfunden und fand ein positives 

Echo in den Medien. 

Stand zum Handlungsfeld: Unterstützung und Anerkennung  

Die Verfahren zur Anerkennung von erlittenem Leid durch die Anerkennungskommission sind klar ge-

regelt. Die Melde- und Ansprechstelle des DWiN begleitet auf Wunsch der Betroffenen diese beim An-

tragsverfahren oder vermittelt an kirchliche oder nicht-kirchliche Hilfsstellen weiter. 
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Schluss 

Mit den vorausgehenden Seiten legen wir Rechenschaft über die geleistete Arbeit der letzten drei 

Jahre ab und blicken mit Ihnen, den Synodalen der Landeskirchen Hannovers und Braunschweigs auf 

die Perspektiven und Herausforderungen diakonischer Arbeit. Wir danken Ihnen, dass Sie diese Arbeit 

mit den uns zur Verfügung gestellten Mitteln unterstützen und wir so eine wichtige Stimme in der 

freien Wohlfahrt und dem politischen Niedersachsen sein können. Und wir hoffen, dass wir auch zu-

künftig mit unserer Arbeit und der unserer Mitglieder zeigen können: Diakonie ist ein Qualitätsverspre-

chen! 

Denn: Wo gute diakonische Arbeit geschieht, ist Kirche sichtbar. Da wird die frohe Botschaft von dem 

Gott, der an Seite derer ist, die es schwer haben, in der Tat verkündet. Da wird im Auftrag Christi un-

terstützt – auch wenn die Beteiligten das nicht immer so sagen oder verstehen würden. Hauptsache, 

es geschieht! 

Mit solchem Tun sind wir das weit geöffnete Fenster der Kirche in die Welt. Wir stehen für die kraft-

volle Verkündigung des heilenden Wortes Jesu durch das Tun. Wir haben uns Wettbewerbsbedingun-

gen zu stellen, mit knappen Ressourcen zu wirtschaften, unterliegen den Bedingungen staatlicher Ge-

setzgebung – und können doch gerade so - mal exemplarisch, mal in der Breite - gute Botschafter der 

guten Nachricht sein. 
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Stabsstelle 
Diakonische Profilbildung und Theologie

Stabsstelle 
Justiziariat
Digitalisierung und soziale Innovation 
Controlling
Qualitätsmanagement

Hans-Joachim Lenke
Vorstandssprecher

Marion Timm
Vorstand
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Pflege und Gesundheit
Andrea Hirsing

Altenhilfe
Krankenhaus
Hospiz/Palliativ
Zukunftsfähige diakonische Einrichtungen

Landeskirchen und Mittelvergabe
Arvid Siegmann

Mittelvergabe Landeskirchen
Mittelvergabe nach NWohlFöG
Kitareferat und Fachaufsicht des  
Landeskirchenamts Hannover

Kommunikation und Diakoniepolitik
Dr. Ulrike Single

Pressearbeit
Onlinekommunikation
Kampagnen
interne Kommunikation
Brot für die Welt/Diakonie Katastrophenhilfe

Fachberatung ev. Kitas
Dr. Eva Berns

Fachberatung
Fort- und Weiterbildung
Religionspädagogik
Trägerberatung
Qualitätsentwicklung

Inklusion
Marianne Steppat

Arbeitsmarktpolitik
Diakonische Schulen
Eingliederungshilfe
Jugendhilfe
Wohnungslosenhilfe

Beratung und Gemeinwesenarbeit
Birgit Wellhausen

Soziale Beratung
Migration
Suchthilfe, Straffälligenhilfe
Familienhilfe
Armut
Ehrenamt

Recht und Betriebswirtschaft
Heike Wiglinghoff

Arbeits- und Tarifrecht
Betriebswirtschaftliche Beratung
Datenschutzrecht
Fördermittelberatung
Sozial- und Zivilrecht

Freiwilligendienste
Christine Vetter

Bundesfreiwilligendienst
Freiwilliges Soziales Jahr

Administration, Logistik, Service (ALS)
Christiane Meiners

Arbeitssicherheit und Gesundheit
Buchhaltung
IT
Personalwesen
Zentrale Dienste

 Selbstständige Prozesse      Zentrale Beratungsstelle (ZBS)      MVG-Kirchengericht

Hilfefeld- und 
mitgliederbezogene Prozesse

Hilfefeldübergreifende- und 
mitgliederbezogene Prozesse

Unterstützende interne Prozesse



Diakonisches Werk
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Ebhardtstraße 3 A
30159 Hannover
Telefon	0511 3604-0
Telefax	 0511 3604-108
E-Mail	 geschaeftsstelle@diakonie-nds.de
www.diakonie-in-niedersachsen.de
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